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Die Debatte im Konvent wurde abgebrochen 

Ungewöhnlich viele Zuhörer waren zu der teilweise äußerst turbulenten Konventssitzung am 
30. Januar gekommen. Foto: Weitkamp 

Uni ist kein Amtsgericht 
Von Prof. Dr. Herbert Schnädelba'ch, Demokratische Opposition 

Die Lage an unserer Universi­
tät ist gekennzeichnet durch 
einen Konflikt, der auf drei 
Ebenen ausgetragen wird: stu­
dentischer Streik, Tutoren­
entlassungen, Hausordnungs­
recht . . Ich möchte zu den ein­
zelnen Konflik~punkten nicht 
Stellung nehmen; vielmehr er­
öffne ich die Debatte damit, 
daß ich das Bild der Lage an 
der Universität thematisiere. 
wie es in der Öffentlichkeit in: 
nerhalb und außerhalb der 
Universität entstanden ist. Da­
bei konzentriere ich mich auf 
das Bild der Lage, das sich der 
Präsident unserer Universität 
offensichtlich selbst seit 
dem Beginn des Engelskonflik­
tes - gemacht hat und seinen 
Handlungen und Verlautba­
rungen zugrunde legt. 
Dieses Bild des Präsidenten 
von der Lage an unserer Uni­
versität ist gekennzeichnet 
durch die Unfähigkeit, die 
hochschulpolitische Dimension 
des Konfliktes überhaupt 
wahrzunehmen. Wahrgenom­
men wird er ausschließlich als 
juristisches Problem: Grund­
gesetz kontra kriminelle Stö­
rer. In Abwandlung eines be­
kannten Wortes ist zu sagen: 
Die Universität ist kein Amts­
gericht. In den letzten Wochen 
wurde sie regiert wie ein 
schlechtes Amtsgericht und 
dazu wie von einem Staatsan­
walt. 
Diese Art ~des Umgangs mit 
den Problemen führt einmal 
zur "Rädelsführertheorie" , von 
der immer noch ausgegangen 
wird: kleine radikale Minder­
heiten bedrohen angeblich die 
Lehr- und Lernfreiheit einer 
nicht definierten Mehrheit von 
Lehr- und Studierwilligen. 
Zum anderen folgt daraus die 
fatale Neigung, die politischen 
Gegner der Universitätsspitze 

als potentielle Rechtsbrecher 
zu definieren. Durch jene au§­
schließlich juristische Sicht 
der Dinge wird zudem ein Es­
kalationsmechanismus pro­
grammiert, wie er die Maßnah­
men des Präsidenten in den 
letzten Wochen bestimmt hat. 
Schließlich bedingt dies eine 
Darstellung der Dinge in 
Frankfurt bei der Landesregie­
rung, auf die sie glaubt, nur 
noch durch Erlaß eines Haus .. 
ordnungsrechtes reagieren zu 
können. 
Der Konvent hat nach dem Ge,. 
setz die Aufgabe, hochschulpo­
litische Grundsatzfragen und 
Fragen der Hochschulreform 
zu behandeln. Wir müssen so-. 
mit eine Debatte über die 'wah­
ren Ursachen und Konsequen­
zen der gegenwärtigen Ausein­
andersetzungen führen. Ich 
gebe darum eine kurze Skizze 
unserer Sicht der Dinge. Im 
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Vergleich mit der Studenten­
bewegung 1968/69 wird deut­
lich, daß wir es heute mit ei­
nem Konflikt um ' die inhaltli .. 
che Studienreform zu tun ' ha~ 
ben. Damals ging es um eine 
institutionelle Reform, die 
überfällig war: alte Institutio­
nen behinderten die notwendi­
ge inneruniversitäre Fortent-: 
wicklung der Forschung und 
Lehre. Heute ist die Hochschu­
le institutionell reformiert, 
aber die inhaltliche Studienre­
form ist nicht vorangekommen. 
Das in der Studentenbewegung 
von den Studenten selbst Er­
reichte auf diesem Gebiet 
(neue Lehrformen, Kleingrup­
penarbeit unter studentischen 
Tutoren etc.) gerät heute zu": 
dem in die Gefahr, unter dem 
Druck der politisch bedingten 
Einschränkungen der Frei­
heitsräume an der Universität 
(Studienreglementierungen) 
wieder verloren zu gehen. Dies 
schafft zusammengenom­
men - die Bedingungen für ei­
nen Konflikt, der nicht zufällig 
in der Veranstaltung von 
Herrn Engels seinen Ausgang 
nahm. 
Als Beitrag zur Konfliktbewäl­
tigung schlagen wir vor, eine 
paritätisch besetzte Enquete­
Kommission des Konvents zu 
bilden, die die Ursachen und 
den Verlauf der Auseinander­
setzungen an unserer Univer­
sität aufdeckt. Das von der 
Universitätsspitze heute vorge­
legte Papier erfüllt eine solche 
Aufgabe nicht. 
Ich schließe mit der Auffor­
derung an den Präsidenten. 
angesichts seiner bisherigen 
Politik, seiner Unfähigkeit, die 
hochschulpolitischen Aspekte 
der Konflikte zu erkennen und 
seines Versagens im Krisen­
management über seinen 
Rücktritt nachzudenken, 

,Vorbereitete Resolution 
Erklärung der Lib~ralen Grup- · 
pen im Konvent der Universi­
tät Frankfurt: 
Die heutige Sitzung des Kon­
vents wurde während der Dis­
kussion über den Tagesord­
nungspunkt "Die gegenwärtige 
Lage an der Universität 
Frankfurt am Main" durch 
Nichtmitglieder des Konvents, 
die sich das Rederecht mit Hil­
fe eines Megaphons erzwan ... 
gen, gesprengt. 
Die Sprecher der Liberalen 
Gruppen stellten hierzu fest: 
1. Die Liberalen Gruppen ste­
hen nach wie vor hinter der 
Hochschulpolitik des Präsiden­
ten Kantzenbach und unter­
stützen die von ihm getroffe­
nen Maßnahmen. 
2. Die Liberalen Gruppen be­
dauern den erzwungenen Ab­
bruch der Konventssitzung. Sie 
hofften, mit der Diskussion im 
Konvent zur Beilegung des 
Konflikts beitragen zu können. 
Dazu hatten sie folgende Reso­
lution vorbereitet: 
Der Konvent weist mit allem 
Nachdruck darauf hin, daß es 
zu den unabdingbaren Aufga­
ben aller Angehörigen der 
Universität gehört, die Freiheit 
des Lehrens und Lernens aktiv 
zu vertreten. Er ist bereit, für 
jedes Mitglied dieser Universi­
tät unabhängig von dessen po­
litischer Meinung Partei zu er­
greifen, wenn ihm sein grund­
gesetzlich zugesichertes Recht 
der Lehrfreiheit und Lernfrei­
heit durch Extremisten genom­
men wird. Es ist seiner Auffas­
sung nach unerträglich, wenn 
sich extreme Gruppen das 
Recht anmaßen zu bestimmen, 
für wen die Lehr- und Lern­
freiheit gilt und für wen nicht. 
Demgegenüber hält er es für 
das kleinere übel, wenn in sol­
chen Fällen Lehrveranstaltun - . 
gen in bestimmten Bereichen 
offiziell abgesagt werden. 
Es ist das selbstverständliche 
Recht von Studenten, von 
Lehrveranstaltungen fernzu­
bleiben, auch wenn sie sich da­
von eine demonstrative Wir-

kung versprechen. Inakzepta­
bel ist es jedoch, wenn Grup-', 
pen von Demonstranten durch 
Behinderung von arbeitswilli ... 
gen Studenten und Hochschul­
lehrern ' den Abbruch von 
Lehrveranstaltungen erzwin­
gen. 
Der Konvent verurteilt die Ak­
tionen, die unter der miß­
bräuchlichen Bezeichnung 
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"Streik" während de~ letzten 
Wochen an der Universität 
durchgeführt wurden. 
Der Konvent bekräftigt, daß es 
zum Wesen universitärer 
Lernprozesse gehört, wissen­
schaftliche Diskussionen in 
Gang zu setzen. Um zu verhin­
dern, daß durch Mißbrauch 
dieses Prinzips Lehrveranstal- ' 
tungen lahmgelegt werden, ist 
es notwendig, neue Verhal­
tensnormen des universitären 
Lehrens und Lernens zu ent­
wickeln. Er bittet den stäridi­
gen Ausschuß für Lehr- und 
S tudienangelegenhei ten, 
Grundsätze für die Gestaltung 
der unterschiedlichen Typen 
des universitären Unterrichts 
zu erarbeiten. 

Der Tagesordnungspunkt "Die gegenwärtige Lage an der Uni­
versität Frankfurt" und die Ankündigung eines Hausord" 
nungserlasses seitens des Hessischen KuItusministers waren 
die wichtigsten Gründe dafür, daß der Konvent am 30. Januar 
vor rund 600 Zuhörern tagte - einer ungewöhnlich hohen ' 
Zahl. AlIer4ings blieb die grundsätzliche Klärung der konträ­
ren Positionen von Präsident Kantzenbach und der ihn unter­
stützenden "Liberalen Gruppen" einerseits und der "Demo­
kratischen Opposition" andererseits in den Anfängen stecken. 
Die teilweise äußerst turbulente Sitzung wurde vom Konvents­
vorstand nach etwa zwei Stunden abgebrochen, da er sich nicht 
mehr in der Lage sah, die ordnungsgemäße Fortsetzung der 
Debatte zu gewährleisten. Eine Sprecherin, die kein Mitglied 
des Konvents ist, hatte vom Mikrophon aus den Präsidenten 
angegriffen und trotz wiederholter Aufforderung durch die 
Sitzungsleitung das Mikrophon nicht freigegeben. 
Die Bedeutung der Einschätzungen der gegenwärtigen Kon­
flikte. ihrer Ursachen und ihre Lösungsmöglichkeiten für die 
Entwicklung der Universität Frankfurt waren Veranlassung, 
in einer Sondernummer des "Uni-Report" die Konventssit­
zung zu dokumentieren. Neben den gehaltenen Reden von 
Prof. Schnädelbach, Präsident Kantzenbach, Prof. Becker und 
Student Zimmermann, die ungekürzt abgedruckt sind, ver- ' 
öffentlicht "Uni-Reporte

, eine für die Sitzung vorbereitete aber 
nicht mehr behandelte Resolution der "Liberalen Gruppen" 
sowie jeweils eine Entgegnung von Vizepräsident Prof. Hans­
Jürgen Krupp auf den Vorschlag der Professorenliste "Demo­
kratische Hochschulreform" und von Prof. Dieter Stoodt auf 
die "Liberalen Gruppen". 
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Kein rechtsfreier Raum 
Von Prof. Dr. Erhard Kantzenbach, Universitäts.präsident 

(Überarbeitete Fassung der 
Konventsrede) 

Sehr geehrter Herr Sprecher, 
meine Damen und Herren! 

Sie, Herr Schnädelbach, haben 
mir soeben vorgeworfen, ich 
sähe den gegenwärtigen Kon­
flikt an unserer Universität 
nur als Rechtsproblem und 
wäre unfähig, die hochschulpo­
litische Dimension auch nur 
wahrzunehmen. Sie haben ge­
sagt, ich verwaltete die ,Uni­
yersität wie ein Amtsgericht, 
und mich aufgefordert, zu­
rückzutreten. 
Um das letzte vorwegzuneh­
menJ ich denke überhaupt 
nicht daran, jetzt zurückzutre­
ten, und ich sehe auch nicht 
den geringsten 'Grund dafür. 
Allerdings sehe ich den ge­
genwärtigen Konflikt in erster 
Linie als, Rechtsproblem, als 
das Problem nämlich, den je­
dem Bürger zustehenden 
Rechtsschutz auch in der Uni­
versität durchzusetzen. Zwar 
ist die Universität kein Amts":' 
gericht, aber die Rechtspre­
chung des Amtsgerichts gilt 
auch für die Universität. Die 
Universität ist kein rechtsfrei­
er Raum, und ich bin nicht be­
reit zuzulassen, daß das böse 
Wort "Vollversammlungsrecht 
briCht iBundesrecht" realisiert 
vvird. Wenn sie versuChen, die 
gegenwärtigen Konflikte :zu 
Problemen der inhaltlichen 
Studienrclorm -UinrustÜisieren; 
dann kann ich Sie nur fragen, 
von welcher Universität reden 
Sie eigentlich? Ist der Fachbe­
reich Philosophie so weit von 
den Zentren der gegenwärti­
gen Auseinandersetzungen 
entfernt, daß Sie den Bezug zur 
Realit~t verlor.en haben? Wie 
Sie, so setze auch ich mich für 
die Studienreform - ein., Aber 
die Reform kann nur im Rah­
men des geltenden Rechts er­
folgen. Solange dieses bei uns 
in Frage gestellt wird, muß 
seine Sicherung Vorrang vor 
allen anderen Problemen ha­
ben. 
Sie haben mir entstellende In­
formationspolitik vorgeworfen, 
Herr SchnädeIbach, und die 
Einsetzung einer Untersu­
chungskommission aus allen 
Gruppen der Universität ge­
fordert. Ich mache mir Ihre 
Forderung zu eigen und schla­
ge vor, daß man in ßrster Linie 
Personen von außerhaIb -der 
Universität für eine solche Un­
tersuchungskommission beruft. 
Bekanntlich hat es auf Initia­
tive des Senats von Berlin für 
die Freie Universität bereits 
eine solche Kommission gege­
ben, die mit sehr gutem Erfolg 
gearbeitet hat. Ich wünsche, 
daß auch die Hessische Landes­
regierung für die Universität 
Frankfurt eine solche Unter­
suchungskommission beruft. 
Ich werde mich nun bemühen, 
den Ver1auf des Konflikts aus 
meiner Sicht darzustellen und 
~u den dabei entstandenen 
ProlDlemen _Stellung zu neh­
men: 

t. Wer die gegenwärtigen Aus­
einandersetzungen an der Uni­
versität Frankfurt erklären 
und beurteilen wilI, muß von 
vornhereIn berücksichtigen, 
daß es sich niebt um eIne iso­
lierte Frankfurter Erscheinung 
handelt. Vielmehr müssen wir 
feststellen, daß sehr ähnliche 
Auseinandersetzungen wäh­
rend dieses und des letzten Se­
mesters an vielen westdeut­
schen Universitäten stattfan­
den, so :z. B. in Berlin, Mün­
chen, BocJ;lUm, Kiel und 
Braunschweig. Wenn diese 
auch nicht Frankfurter Aus­
maß erreichten, so läßt die 
Gleichartigkeit der aufgestell­
ten Forderungen und der ange-

wandten Taktik doch den 
Schluß. a\lf eine billldesweite 
A-bstimmung zu. 1n allen Fäl­
len bildeten die kommunisti­
schen Studentengruppen (KSV, 
KSB, KSG, KSO usw. = so­
genannte K-Gruppen), die der 
maoistischen KPD nahestehen, 
den Kern der Störer. 
Es ist ·deshalb verfehlt, die Ur­
sachen des gegenwärtigen 
Konflikts allein in Frankfurt, 
in der Perspn~ von Professor 
Engels oder in dessen Lehrver­
anstalttlng zu suchen. Herr En-­
gels ' bot wegen seiner- politi.,. 
-sehen P.rofilierung-, und seine 
Yorlesung wegen ihres T,en; 
nehmerkreises aus Studienan­
fängern, denen zudem kem.e 
Leistungsnachweise abver­
iangt werden, ein besonders 
günstiges Agitationsfeld. Die 
ersten massiVEm publizisti­
schen Angriffe auf Herrn En­
gels erfolgten auch schon vor 
Vorlesungsbeginn. 

2. Die betroffene Lehrveran­
stal tung war von Herrn Engels 
als dreistündige Vorlesung 
"Einführung in die Wirt­
schaftswissenschaft" konzi­
piert, die durch zweistündige 
Tutorenarbeitsgemeinschaften 
ergänzt wurde. In den ersten 
Wochen forderten die Hörer 
von Herrn Engels die ' Heraus­
gat>e eines Vorlesungsskrip­
tums und Zulassung von Dis­
kussionen auch in der Vorle­
sung. Nach anfänglicher Weige­
rung von Herrn Engels und 
dem daraufhin von Studenten 
erzwungenen Abbruch der Vor­
lesung intervenierte der Dekan, 
Prof. Fleischmann. Er verein­
barte in der Veranstaltung ei­
nen Kompromiß, demzufolge 
auch innerhalb der Vorlesung 
die zweite Hälfte der Zeit für 
Diskussionen zur VerIugung 
stehen sollte. In der jeweils er­
sten Hälfte sollte der Vortrag 
von Herrn Engels nur durch 
kurze Zwischenfragen unter­
brochen werden. 
In der konkreten Situation 
pieIt ich diesen Komprorniß für 
voll vertretbar, und ich habe 
später selbst versucht, ihn zu 
realisieren. Er wird der ver­
ständlichen Forderung der 
Studenten nach "Diskussions­
freiheit" voll gerecht und er­
möglicht dennoch ein Mindest­
maß an geschlossener Darstel­
lung des Lehrinhalts. Die For­
derung der Studenten zeigt 
aber auch, daß die Tutorenar­
beitsgemeinschaften das Be­
dürfnis nach kritischer Dis­
kussion nicht befriedigen kön­
nen, da der Adressat der Kri­
tik, der Hochschullehrer, in ih­
hen nicht ständig anwesend ist. 
Eine Rollenverteilung, die 
dem Hochschullehrer die Wis­
sensvermittlung, dem Tutor 
aber die Leitung der kritischen 
Diskussion zuweist, ist unsin­
nig. Hier ist eine kritische 
Überprüfung der bisherigen 
Organisationsform von Mas­
senveranstaltungen mit Tuto­
ren durch die zuständigen Gre­
mien dringend geboten. 

3. Wie schon vorher in ähnli­
chen Fällen, so habe ich mich 
auch in diesem Konflikt von 
Anfang an dafür eingesetzt, 
der kritischen Diskussion wäh­
rend der Lehrveranstaltung 
angemessenen Raum zu geben. 
Als Anhänger des Kritischen 
RationaJlsmus bin ich der 
Überzeugung, daß wissen­
schaftliCher Fortschritt nur 
cilurch empirisch fundierte Kri­
tik überkammener Auffassun­
gen möglich ist. Dieser Wissen­
schaftsauffassung entspricht es, 
die kritisch-e Diskussion auch 
als didaktisches Mittel zur Ein­
uoung wissenschaftlichen Den­
kens zu bevorzugen. 
Freie Diskussion in akademi­
schen Lehrveranstaltungen ist 
jedoch nur-sinnvoll a1Skriti: 

sehe Auseinandersetzung mit 
den Lehrinhalten und For...: 
schungsmethoden des betref­
fenden Hochschullehrers bzw. 
mit· den unter seiner Anleitung 
erstellten wissenschaftlichen 
Arbeiten. Sie muß im Prinzip 
ein Dialog bleiben zwischen 
Lehrenden und Lernenden, 
und es steht im Ermessen des 
Hochschullehrers, in welchem 
Ausmaß und in welcher Form 
er dem Diskussionswunsch sei­
ner Hörer Rechnung trägt. Die 
Verantwortung für den wis­
senschaft1ichen Charakter sei­
ner Lehrveranstaltung kann 
dem Hochschullehrer nicht ab­
genommen werden. Wird die 
Forderung nach freier Diskus­
sion in diesem Sinne gestellt, 
so werden nllch die Studenten 
auf ihrer Seite finden. 

Die Parole von der freien Dis­
kussion in allen Lehrveran­
stallungen ist aber nicht ak­
zeptabel, wenn darunter die 
Diskussion jedes beliebigen 
Gegenstandes in jeder beHebi­
gen Veranstaltung, auch, gegen 
den Willen d.es Hochsohulleh­
rers, ja, .. sogar gegen den WU­
len der Mehrheit der Anwe­
senden, verstanden wird. So 
aber wird die Forderung ge­
genwärtig von extremen Grup­
pen vorgetragen und mit Ge­
walt durchzusetzen versucht. 
Unter diesen Bedingungen ist 
ein systematischer Lehrbetrieb 
nicht aufrechtzuerhalten. 
Allgemeine politische un,d 
hochschulpolitische Fragen 
sollten deshalb- innerhalb der 
Lehrveranstaltungen nur in 
besonders aktuellen Ausmih­
mefällen behandelt werden. 
Für ihre Diskussion ist auch 
außerhalb der Lehrveranstal­
tungen in. unserer UniversItät 
reichlich Gelegenheit. 
Mir ist vorgeworfen worden, 
mit derartigen, Äußerungen 
versuche ich Studienreformex­
perimente zu behindern. Des­
halb stelle ich hier .... ausdrück­
lich fest, daß 'ich mich aus­
schließlich dagegen wende, daß 
FIochschullehrer aus Unkennt­
nis ihrer Rechte oder Nachgie­
bigkeit gegenüber Druck Dis­
kussionsformen akzeptieren, 
die ,ihrer Überzeugung wider­
·sprechen. 
4. Bedauerlicherweise ist es 
weder dem Dekan noch mir ge­
lungen, den Konflikt in der 
Veranstaltung von Herrn En­
gels mit dem Kompromißvor­
schlag beizulegen. Die darauf­
hin vorgetragenen Forderun­
gen liefen auf eine vollständige 
Absetzung der Lehrveransta1-
tung oder auf ihre Umfunktio­
nierung zu einer politischen 
'Propagandaveranstaltung hin­
aus, in der Herr Engels allen­
falls noch auf ihm gestente 
'Fragen hätte antworten dür­
fen. Während der wochenlan­
gen Auseinandersetzung hatte 
sich die Zusammensetzung des 
Auditoriums grundlegend ge­
-ändert. Immer mehl arbeits­
willige der ursprünglichen Hö­
rer blieben der Veranstaltung 
fern, und immer mehr störwil­
lige wurden, z. T, aus anderen 
Fachbereichen, angelockt und 
zusammengetrommelt. 
In dieser Situation stand ich 
vor der Alternative, das Lehr­
programm des Fachbereichs' 
oder eines geschlossenen Teils 
von ihm auszusetzen oder die 
Lehrveranstaltung von Herrn 
Engels durch Polizei schützen 
zu lassen. Die dritte Möglich­
keit, nämlich allein die Veran"'­
staltung von Herrn Engels ab­
zusetzen, schied für mich von 
vornherein aus. Sie hätte be­
deutet, daß die kommunisti­
schen Studentengruppen prak­
tisch darüber entscheiden 
könnten, welche Hochschul­
lehrer an der Universität 
Frankfurt noCh lehren und 
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welche Veranstaltungen noch 
stattfinden können. Sie hätte 
bedeutet, daß ohne übermäßige 
nach außen dringende Unruhe 
die Lehrfreiheit von Herrn En­
gels, die Lernfreiheit seiner 
Hörer und damit ein Teil der 
Wissenschaftsfreiheit unserer 
Universität aufgegeben wor­
den wäre. In diesem Zusam­
menhang an 1933 :zu erinnern, 
halte ich nicht für Demagogie. 
In dieser Situation 'habe -ich 
mich ' zuerst für den Polizei­
schutz entschieden, um die In­
teressen der lernwiIligen Stu­
denten möglichst wenig zu be­
einträchtigen. Erst als sich die­
se Maßnahme als undurch­
führbar erwies, habe ' ich das 
Grundstudi-enprogramm des 
Fachbereichs ausgesetzt. Den 
Interessen der betroffenen 
Studenten wurde durch Lite­
raturangaben und Sicherstel­
lung der Abschlußklausuren 
soweit Rechnung getragen, wie 
dies in der gegenWärtigen Si­
tuation möglich ist. 
Selbstverständlich war mir 
klar, daß durch beide Maßnah­
mEin die Konflikte an der Uni­
versität verschärft werden 
würden, Schlimmer als gene­
relle Boykotts und Krawalle 
ist meiner Überzeugung nach 
für eine Universität jedoch der 
schleiche'nde Verfall rechts­
staatlicher Verhältnisse, von 
dem wir gegenwärtig bedroht 
sind. Mit Befriedigung stelle 
ich deshalb fest, daß meine 
Entscheidung von der hessi­
sehen Landesregierung voll ge­
billigt wird. 
5. Die Aussetzung des Grund-:­
studienprogramms im Fachbe": 
reich Wirtschaftswissenschaf -
ten wurde von den kommuni­
stischen Studentengruppen mit 
einem Boykottaufruf für alle 
Lehrveranstaltungen beant­
wortet. 'In kurzfristig ein be­
rufenen Vollversammlungen 
konnten diese sich auch in den 
nieisten geisteswissenschaftli­
ehen Fachbereichen und auf 
zentraler Ebene gegen liberale 
Studentengruppen, SHB und 
Spartakus durchsetzen, die den 
.Boykott ablehnten. In dem me­
dizinisch-en und den naturwis­
senschaftlichen Fachbereichen 
fanden entweder überhaupt 
keine Vollversammlungen 
statt, es wurden keine Be­
schlüsse gefaßt oder es wurde 
gegen den Boykott gestimmt. 
Eine mehrt'ägige Urabstim­
mung ergab nach Angaben des 
ASTA bei einer Beteiligung 
von 48 Prozent eine Mehrheit 
von 54 _P.Jlozent für den Boy­
kott. . 
Rechtlich fehlt diesen Be­
schlüssen jede Grundl(lge. Ur­
abstimmungen sieht das Hessi­
sehe Hochschulgesatz nur bei 
der Satzungsgebung vor, und 
Vollversammlungen sind in 
der gilltigen Satzlmg über­
haupt nicht vOl.'.gesehen. Dar­
über hinaus boten die meisten 
AbstImmungsverfahren weite 
Manipulationsmöglichkeiten. 
Dennoch geben diese Veran­
staltungen Hinweise auf das 
Meinungsbild in d~r ßtude~ 
tehs'(~halt. 'Es läßt sich nicht 
leugnen, daß es den kommuni-
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stischen Studentengruppen ge­
lungen ist, eine erhebliche An­
zahl von Studenten für eine 
zumindest passive Unterstüt­
zung ihrer Forderungen zu ge­
winnen. Diese Feststellung 
steht jedoch nicht im Wider­
spruch zu meiner früheren 
Aussage, daß dieser Konflikt 
von einer zahlenmäßig viel ge­
ringeren, aber straff organi­
sierten Gruppe inszeniert wur­
de. Meines Erachtens haben 
erst die unpopulären Maßnah­
men, zu denen ich mich im 
Verlauf des Konflikts gezwun­
gen sah, eine breitere Solidari­
sierung ausgelöst. Ich kann ,in 

' dieser Situation nur an alle 
Stu'denten appellieren, sich 
nicht emotional mitreißen ZU 
lassen, sondern ihre Interes­
senlage in diesem Konflikt 
nüchtern und kritisch zu über":' 
prüfen und dementsprechend 
Partei zu ergreifen. 
6. Die Boykottmaßnahmen, die 
in der letzten Woche von Tei­
len der Studentenschaft durch­
geführt wurden', ' halte ich er­
stens für widerrechtlich, dar­
über hinaus aber zweitens auch 
für völlig irrationa1. 
Irrational sind sie deshalb, weil 
hier Studenten ein Kampfmit,.. 
tel der Arbeiterschaft - näm­
lich den Streik - ohne weite­
res glauben übernehmen zu 
können. Wie Studentengruppen, 
die' sich auf ihre Kenntnisse 
der Politischen Ökonomie et­
was einbilden, die völlig unter­
schiedliche sozioökonomische 
Lage von Arbeitern und Stu­
denten vernachlässigen kön­
nen, ist mir unbegreiflich. Stu­
denten sollten nüchtern erken­
nen, daß sie in der privilegie­
renden Situation sind, aus­
schließlich für ihre eigene Aus­
bildung, arbeiten zu können. 
Daraus folgt aber auch, daß sie 
durch Arbeitsverweigerung nur 
sich selbst schaden können. 
Sie können damit auf nie­
manden einen Druck ausüben, 
weder auf die Hochschullehrer 
noch auf Univ-ersitätsspitze 
oder gar die Landesregierung. 
So ist es nicht verwunderlich, 
daß der Boykottaufruf auch 
nur in wenigen Fachbereiehen 
befolgt wurde. 

Diesem Dilemma ' versuchen 
sich die kommunistischen Stu­
denten durch die Proklamation 
des so von ihnen genannten 
"aktiven Streiks" zu entziehen. 
Während es aber jedem Stu.,. 
denten freisteht, den Lehrver:­
anstaltungen fernzubleibenJ 

wenn er sich davon einen de­
monstrativen Effekt ver­
spricht, kann es nicht hinge­
nommen werden, wenn ar­
beitswillige Studenten an der 
Teilnahme an Lehrveranstal­
tungen gewaltsam gehindert 
werden, oder durch systemati­
sche Störung der Abbruch der 
Veranstaltungen erzwungen 
wird . .Bedauerlicherweise sind 
derartige Fälle in den letzten 
Tagen häufig vorgekommen. 

Hierbei handelt es sich eindeu­
tig um strafbare Tatbestände, 
die ich im Interesse der ar­
beitswilligen Studenten auch 
anzeigen werde. Inzwischen 
sind diese Vorlesungsstörun­
gen von allen drei Landtags­
fraktionen, vom Ministerpräsi­
denten und vom zuständigen 
Bundesminister scharf verur­
teilt worden. 

Glücklicherweise hat die Zahl 
der Vorlesungsstörungen in 
den letzten Tagen deutlich ab­
genommen. Ich habe die Hoff­
nung, daß immer mehr Stu­
denten, die ursprünglich mit 
den kommunistischen Gruppen 
sympathisiert haben, erkennen, 
daß sie sich in einen irrationa­
len Aktionismus gesteigert ha­
ben. Das Hessische Universi­
tätsgesetz gibt den Studenten 
weitgehende legale Mitwir­
kungsmöglichkeiten bei der 
Hochschulreform, die von ih­
nen bei weitem nicht ausge­
schöpft werden. Nur auf die­
sem Wege aber kann es ihnen 
.gelingen, einen Teil ihrer 
hochschulpolitischen Vorstel­
lungen zu verwirklichen. 
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Falsches Demokratieverständnis beschränkte Geister herunter 
- machen kann. Ich frage, wo­
her kommt Ihnen die Gewiß-

. heit und die Einsicht in diese 
vermeintlich höheren Rechte 
der Legitimität? Wenn es sich 
bei Ihrer ständigen Berufung 
auf Legitimität nur um Ausle­
gungsstreite über Paragraph~n 
bestehender Gesetze handeln 
sollte, z, B. über die Auslegung 
des Grundgesetzartikels, der 
die Lehr- und Lernfreiheit 
garantiert, - wenn es sich also 
nur darum handeln sollte; 
warum haben Sie, ich kann 
mich nur wiederholen, noch 
nicht längst den Weg zu ge­
richtlich.en Instanzen oder zum 
Minister angetreten, um sich 
Klarheit darüber zu verschaf­
fen, wessen Rechtsaufiassung 
in der gegenwärtigen Situation 
die richtige ist: die des Präsi­
denten'und der Mehrheitsfrak­
tion oder die Ihrige. 

Von Prof. Dr. Werner Becker, Professoren-Gruppe "ratio" 

Meine Damen und Herren, 

lassen Sie mich etwas zu be­
stimmten Argumenten sagen, 
mit denen unsere "Demokrati­
sche Opposition" aus Anlaß der 
Situa tion, in der wir stehen, 
uns mehr als einmal entgegen­
getreten ist. Zum ersten han­
delt es sich um den Begriff von 
Demokratie, den unsere Oppo­
sition dauernd im Mund führt 
und den sie, wie ihre neue Na­
mensnenn1mg wohl ausdrük­
ken soll, in edler Selbstgefäl­
ligkeit offensichtlich für sich 

. allein mit Beschlag belegt. 
Zum zweiten geht es mir um 
elruge Anmerkungen zum 
Rechtsbegriff, wie ihn die Op-
position versteht. ' 

Zum ersten, dem Demokratie­
verständnis. Jeder, der einiger­
maßen mitgekommen ist, weiß 
mittlerweile, daß er sich als 
"demokratisch" bezeichnen 
muß, wenn er als "progressiv" 
gelten will. Aber wer glaubt 
denn im Ernst noch, daß es 
sich dabei um mehr als um mo­
dische Attribute handelt, die 
man sich an die eigene, ver­
meintlich weiße Weste steckt, 
um· den Gegner als undemo­
kratisch, kapitalistisch, reak­
tionär usw. herunterzumachen. 
Was kann denn "demokra­
tisch" in unserer Situation ver­
nünftigerweise heißen? Doch 
nur dies, daß man sich an der 
Universität an die Spielregeln 
hält, die vom Hessischen Uni­
versitätsgesetz für die Austra- . 
gung von Meinungsverschie­
denheiten und Konflikten vor.:. 
geschrieben werden. Liest man 
Verlautbarungen der Opposi­
tion, dann gewinnt man immer 
den Eindruck, als verstehe 
man in diesen Kreisen unter 
"demokratisch" eine Eigen­
schaft der Gesinnung, eine Ei­
genschaft, die man nur denen 
zuspricht, die vom richtigen 
Geist erleuchtet sind, die die 
richtige Theorie der Gesell­
schaft aus besserer Einsicht 
für sich in Anspruch nehmen 
können. 

Mir scheint, daß da eine merk­
würdige Verkennung des De­
mokratiebegriffs vorliegt, denn 
dieser hat sich noch stets bezo­
gen auf Formen der Entschei­
dungsfindung. Wenn man aber 
Demokratie so versteht, wie sie 
für unsere Gesellschaft nach 
wie vor verstanden werden 
muß, dann frage ich: Wer hat 
sich in Vergangenheit und Ge­
genwart undemokratisch ver­
halten? Sind undemokratisch 
diejenigen, die bei den Wahlen 
zu diesem Konvent auf dem 
Weg der hierfür vorgesehenen 
Gesetzesbestimmungen die 
Mehrheit in Konvent und Uni­
versitätsgremien gewonnen 
haben? Oder sind undemokra­
tisch diej enigen zu nennen, de­
nen es seit den ersten Kon­
ventswahlen nicht gelungen 
ist, ein ' wirklich demokrati­
sches Verhältnis zu ihrer Min­
derheitsrolle zu gewinnen. 
Denn dies ist doch von Anfang 
an Ihr Problem gewesen: Sie 
'haben Demokratie stets mit 
Ihrer Vorstellung von Demo­
kratie verwechselt. Sie haben 
sich von Anfang an geweigert 
- ich kann aus meiner Tätig­
keit im Lehr- und Siudienaus­
schuß ein Lied davon singen -
Kompromisse zu schließen 
und dabei zu akzeptieren, daß 
die Mehrheit nicht bei Ihnen, 
sondern auf unserer Seite liegt. 
Sie haben demokratische Ent­
scheidungen nie als solche ak­
zeptiert, sondern Ihr anderes 
Standbein immer auch in der 
"außerparlamentarischen Op­
position" - bei KSV, KSB etc. 
- g-ehabt. So war es z; B. bei 
den .. Numerus-c1ausus-Be­
schlüssen und sö ist es heute 
noch. Niemand von uns hat Ih-

neu je das Recht bestritten, 
Beschlüsse, die die Mehrheit 
gefällt hat, mit allen Mitteln 
zugelassener Kritik bis zur 
Verächtlichmachung hin anzu­
prangern. Aber Sie haben sich 
nie daran gewöhnen können, 
solche Beschlüsse als beschlos'­
sen zu akzeptieren. . 

Und ist etwa ein Präsident un­
demokratisch zu n-ennen, .der in 
Ausübung seines Amtes' seiner 
Verpflichtung nachkommt, in 
dem er die _Lehrfreiheit v.on 
Professoren und die Lernfrei -
heit von Studenten garantiert . 
Ode~ sind undemokratisch 
nicht vielmehr diejenigen, die 
darin eine "Kriminalisierung 
des Forschritts" und die Unter­
stützung "reaktionärer Agen­
ten des Kapitals" sehen? 

Damit man mich nicht miß­
versteht: Ich will unserer 
Universitätsopposition nicht 
einmal das Recht bestreiten, 
mit solchen starken Worten die 
Taten von einerseits Herrn En­
gels und andererseits Herrn 
Kantzenbach zu geißeln. Ob 
man sich so ausdrückt, ist 
mehr eine Frage des politi­
schen Geschmacks und der 
Absicht, mit seinem politischen 
Gegner in einem Klima der 
Diskussionsbereitschaft zu le­
ben oder nicht. Nein, was ich 
am Verhalten der Opposition 
so enttäuschend und eben un­
demokratisch finde, ist die 
Tatsache, daß sie ihre Kritik 
nicht in den Gremien austrägt, 
die vom Gesetz dafür vorge­
schrieben-sind. Wenn ha eh Ih­
rer Meinung die Angelegenheit 
Engels in der Tat etwas mit 
gravierenden Mängeln in der 
Organisation des Lehrbetriebs 
zu tun hat - und zwar so gra­
vierenden, daß ..: wie gesche­
hen - daraus ein Exempel für 
die ganze Universität zu statu­
ieren ist, wo sind Ihre Anträge 
an den Lehr- und Studienaus­
schuß in dieser Richtung ge­
blleoen? - Wo sind Ihre Vor­
schläge zur Studienreform, von 
der man jetzt so urplötzlich be­
hauptet, daß es nur darum gm­
ge. Sie sagen immer bloß, wir 
wollten sie verhindern. Aber 
wie soll man denn Ihre Vor­
stellungen diskutieren, wenn 
Ihre Vertreter in den demo­
kratisch gewählten Entschei­
dungsgre,mien dieser Universi­
tät nur dadurch auffallen, daß 
sie nicht vorhanden sind? Ich 
kann mich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß die meisten von 
Ihnen, die Sie die Linke im 
Konvent vertreten, einen Zug 
bestiegen haben, der ohne Ihr 
Zutun abgefahren war. Sie 
hatten nur das Problem, wie 
Sie nach dem Aufspringen eine 
Begründung dafür finden 
konnten. Und da bot sich eben 
die Sache mit der verhinderten 
Studienreform an. Aber wir 
wissen doch alle, vor allem die 
von mir nach wie vor geschätz­
ten Kollegen unter Ihnen, daß 
die vielberedete Studienreform 
sich zwar trefflich als Propa­
gandavokabel einsetzen läßt, 
daß wir sie aber gar nicht als 
Kraftakt einer einzigen Lan­
desuniversität bewältigen kön­
nen. Sie wissen so gut wie ich, 
daß man sich noch nicht ein­
mal auf die entsprechenden 
Gremien und ihre Zusammen­
setzung von Staats wegen hat 
einigen können. 

Es hieße die herrschende 
Mehrheit an dieser Universität 
doch wahrlich zu wichtig neh-' 
men, wollte man ihr, wie Sie 
das in einigen Pamphleten tun, 
die Alleinschuld dafür in die 
Schuhe schieben, daß es mit 
der durchgreifenden Studien­
reform noch nicht geklappt 
hat. 

Ich ~will noch von etwas ande-:­
rem reden und zwar von einer 

-Unterscheidung, mit der Sie in 
Ihren jüngsten Aufrufen gegen 
uns zu operieren pflegen. Es 
handelt sich um die Unter­
scheidung von Legitimität und 
Legalität, Sie sprechen von den 
legitimen Rechten der Studen­
ten, die vom "Iegalistisch" und 
"formalistisch" handelnden 
Präsidenten unterdrückt wer­
den. Ich weiß nicht, ob Ihnen 
allen klar ist, daß die Unter­
scheidung legitimer von lega­
len Rechten eine Vergangen­
heit hat, die Leute, die sich als 
Linke verstehen, doch nur als 
finster bezeichnen können. Der 
Restaurationspolitiker Metter­
nich hat sich im 19. Jahrhun­
dert auf diesen Unterschied 
berufen, um die legitimen Got­
tesgnadenmonarchien von den 
lediglich legalen Republiken 
abzusetzen. Aber was soll die 
Ahnenforschung! Worum geht 
es? Entweder Sie stimmen zu, 
daß die grundgesetzlieh ver­
briefte Lehrfreiheit von Hoch­
schullehrern eine legale Sache 
ist, dann weiß ich nicht, was 
man gegen einen Präsidenten 
einzuwenden hat, der ver­
pflichtet ist" dieses Recht ge­
gen gewaltsame Eingriffe von 
seiten bestimmter Studenten­
gruppen sicherzustellen. Oder 
man ist der Meinung, das 
Recht auf Lehrfreiheit sei ent­
weder keine legale 'Sache oder 
als legale Sache so unklar im 
Grundgesetz ausgeführt, daß 
der Präsident willkürlich han­
delt, wenn er sich auf diesen 
Grundgesetzartlkel ---beruft. 
Sonte Jemand von Ihnen dieser 
Meinung sein, dann müßte er 
auch so konsequent s.ein, eine 
Dienstaufsichtsbeschwerde ge­
gen den Präsidenten loszulas­
sen oder wenigstens beim Mi­
nister eine Rechtsbelehrung in 
dieser Angelegenheit anzufor­
dern. Mir ist aus den Reihen 
der Opposition weder der eine 
noch der andere Schritt be­
kannt gew,<;>rden. Statt dessen 
ruft die Opposition", sfie ii~h 
trotz allem , demokratlsch 
nennt, zur Solidarisierung mit 
Störern von Lehrveranstaltun­
gen auf. Sie unterstützt dieje­
nigen, denen von Gerichten in 
den letzten Wochen unter 
Strafandrohung untersagt ist, 
zu "Streiks" und Störungen 
aufzurufen. Sie bezeichnet die­
j enigen als "Kriminalisierer" , 
die auch nur den Weg zu den 
Gerichten dieses Rechtsstaats 
ankündigen, als sei das etwas, 
was man als Demokrat und 
Hochschullehrer in diesem 
Staat mehr zu fürchten hat als 
die Berührung mit dem TeufeL 
Man beschimpft diejenigen, die 
eine Störung eine Störung nen­
nen und deshalb konsequent 
als Rechtsbruch bezeichnen, 
als legalistisch und formali­
stisch, weil es ihnen nur um 
das positive Recht gehe, und 
unterläßt das einzig Vernünfti­
ge, was man in der Lage des 
Kritikers tun kann: nämlich 
feststellen zu lassen, daß es 
rechtlich falsch war, bei den 
Störungen der Engels-Vorle­
sungen von Störungen im recht­
lichen Sinn zu sprechen. Statt 
dessen zieht man sich auf das 
elitäre Argument von der Le­
gitimität zurück. 
Was können aberjegitime For­
derungen sinnvollerweise bloß 
sein? Es sind Vorstellungen, 
von denen Leute meinen, man 
sollte sie praktizieren, z. B. 
Vorstellungen von der Art, daß 
man in universitären Lehrver­
anstaltungen über bestimmte 
Dinge, eben über den gebote­
nen Stoff und warum er wie 
vorgetragen wird, diskutieren 
soll. Sie und wir auch halten 
solche Vorschläge für vernünf­
tig und für vernünftig be­
gründ bar. So etwas und ähn­
liches' steckt döch hinter der 
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großartigen Rede von der Le­
gitimität von gewissen Forde­
rungen, wenn man die großen 
Sprüche einmal abklopft und 
wenn man vom hohen -Podest 
der Schlagworte' herunter­
steigt. Vorschläge dieser Art 
sind dann in den entsprechen­
den Beschlußgremien der Uni­
versität zu diskutieren. Wir 
warten auf Ihre legitimen Vor­
schläge und haben uns noch 
nie geweigert, sie gegebenen­
falls, wenn sie auch uns ver­
nünftig erscheinen, mit Ihnen 
zusammen in die Tat umrzuset­
zen. 

Wie klingt es aber, wenn man 
Ihre Argumente hört, die in 
verschiedenen Ihrer Papiere 
die Legitimität studentischer 
Forderungen groß herausstrei­
chen? Dann sieht es ' in der Re­
gel doch so aus, als beriefen Sie 
sich auf eine . Art höheres 
Recht, das zwar im Augenblick 
noch nicht einklagbar ist, auf 
jeden Fall aber so hoch über 
dem positiven geschriebenen 
Recht d,er Verfassung und der 
Universitäts gesetze steht, daß 
man diejenigen, die sich auf 
die Gesetze berufen, wie z. B. 
der Universitätspräsident in 
seinen Gegenmaßnahmen, als 
Legalisten und technokratiseh 

Ihr Bestehen auf Legitimität 
erinnert merkwürdig an kleri­
kales Naturrecht und konser­
vative Staatstheorie. Fataler 
aber ist di-e Tatsache, daß Sie 
mit d€m Pochen auf Legitimi­
tät gegen das Legale und seine 
Institutionen zu Feld ziehen. 
Sie machen eine Front des Le­
gitimen gegen das Legale aUf 
- und' dies ist ein Verhalten. 
dem man unter den rechts­
staatlichen Bedingungen dieser 
Republik mit Sicherheit nicht 
das Attribut "demokratisch" 
v-erIeihen kann. Aber da sind 
wir wieder bei meiner Ein­
gangsfeststellung: Für Sie ist 
"demokratisch" eine Sache der 
Gesinnung, die Sie "progres~ 
siv" und "fortschrittlich" nen­
nen. Für wirkliche Demokra­
ten kann es nur eine Sache von 
institutionalisierten Spielre.­
g-eln für Entscheidungsprozes­
se sein. Für Sie aber ist die 
Entscheidung immer schon ge­
fallen, und zwar für Ihre Vör­
stellupgen vom Richtigen. Da­
bei sind demokratische Ein­
richtungen in Wahrheit stets 
der institutionalisierte Aus...:. 
druck des Mißtrauens in den 
AnSpruch einer Partei oder 
Person, das Richtige zu wissen. 
Solange die Universitätslinke, 
wenn sie in der Opposition ist, 
nicht lernt, die Rolle der Oppo­
sition auch wirklich anzuneh­
men, in dem sie sich ernsthaft 
und ausschließlich an 'die' ge­
setzlichen Spielregeln hält, so:' 
lange - behaupte ich - wird 
es keine vernünftige politische 
Auseinandersetzung an diese..!' 
Universität geben. 

Hausordnungs-Erlaß 
Vor Eintr.itt in die Debatte 
über die gegenwärtige Lage der 
Universität Frankfurt teilte 
der Konventsvorstand mit, daß 
am selben Tage vormittags 
schon angekündigte Erlaß des 
hessischen Kultusministers 
über ein Hausordnungsrecht 
und einen Schlichtungsaus­
schuß eingegangen war (siehe 
letzte Nummer des "Uni-Re­
port"). Der Präsident wird dar­
in gebeten, den Konvent aufzu­
fordern, bis zum 10. April die­
ses Jahres den - Schlichtungs­
ausschuß nach § 24 des Hessi­
schen Hochschulgesetzes zu bil­
den sowie die Hausordnung 
nach § 14 des Hessischen Uni­
versitätsgesetzes zu erlassen. 
Die bereits vom Konvent ver­
abschiedete Scblichtungsord­
nung aus dem Jahre 1972 könne 
aus rechtlichen Gründen nicht 
durch den Kultusroinister ge­
nehmigt werden. 
Der Konventsvorstand selbst 
hatte beschlossen, diese Frage 
nicht mehr auf die Tagesord­
nung zu setzen. Er sehe bei der 
gegenwärtigen Zusammenset­
zung des Konvents und der ge­
genwärtigen hochschulpoliti­
schen Situation keine Chance, 
daß ein Beschluß mit der erfor­
derlichen Zweidrittelmehrheit 
zustande komme. Es. stehe ,qper 

jedem Konventsmitglied frei, 
einen entsprechenden Antrag 
zur Ergänzung der -Tagesord­
nung zu stellen. 
Darauf stellte Vizepräsident 
Professor Krupp den Antrag, 
die Aufforderung des Kultus­
ministers zur Erstellung einer 
Haus- und Schlichtungsord­
nung zu diskutieren. Der Stu­
dent von Mutius stellte den 
Gegenantrag, den Erlaß des 
Kultusministers abzulehnen. 
Bei der Abstimmung wurde der 
Antrag von Professor Krupp 
angenommen. Wegen des Ab­
bruchs der Konventssitung 
kam es jedoch nicht mehr zu 
einer Diskussion über den Er­
laß. 

Die Landesastenkonferenz 
Hessen hat zu einer Demon­
stration am Dienstag (12. 2.) 
in Frankfurt aufgerufen. 
Die Demonstration, die sich 
gegen ein Ordnungsrecht an 
Universitäten richtet, führt 
von der Mensa über Opern­
platz, ZeH und Berliner 
Straße zum itömerberg. 
Dort findet eine Abschluß­
kundgebung statt. 
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Streik als eine Etappe 
Von Eberhard Zimmermann, Student, Demokratische Opposition 

Von der Leiterin der Presse­
stelle der Universität aufgefor­
dert, meinen Beitrag zur Kon­
ventsdebatte für den "Uni-Re­
port" zu wiederholen, war ich 
vor zwei Probleme gestellt: 

Unfähig, die Konflikte an die­
ser Universität in ihrem Kern 
zu durchleuchten, frech für die 
ungezwungen burschikose Art, 
mit der Sie Strafanzeigen und 
Entlassungen aussprechen und 
Vo.rgänge der Presse gegen­
über verfälschen, und nieder­
trächtig insoweit, als Sie einem 
Studenten, der an dieser Uni­
versität nahezu zerbrochen ist; 
mit Zwangsgeldern in Höhe 
von 100 und nun 500 DM für je­
den Tag bestrafen, a,n dem er 
deren Gebäude betritt. 
Dieses Vorgehen hat mit dem 
rationalen Verhalten, das Sie 
angeblich praktizieren, und 
welches andere für beide Sei­
ten fordern, nichts mehr ge­
mein. Rationalität wird erst 
wieder einkehren, wenn dieser 
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Kampf ausgefochten ist. Wir 
werden dann entweder die 
sachlich-brutale Rationalität 
eines Ordnungsrech ts und der 
Bespitzelung und Verfolgung 
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jeglicher freien Meinungsäu- ' 
ßerung finden oder Sie und Ih .. 
resgleichen werden den Weg 
für eine Universität freigege­
ben haben, die Sie - so scheint 
es mir - in früheren Tagen 
zwar verbal meinten, die aber 
nur wir werden realisieren 
können. Und wenn ich eben 
Kampf sagte, so meine ich ak­
tu~ll unseren Streik ' als eine 
Etappe; wie die Gestalt des 
Kampfes sich weiterhin aus­
fo.rmt, hängt wesentlich mit ab 
von Ihrer Antwort auf die For­
derungen der Mehrheit der 
Studenten <;lieser Universität: 
Gegen Einführung eines Ord­
nungsrechtes. 
Für die Wiederaufnahme des 
Lehrbetriebs in den Wirt­
schaftswissenschaften. 
Für Wiedereinstellung der Tu­
toren. 
Für Rücknahme der Strafan­
zeigen. 
Für freie politische Betätigung 
an der Universität. 
Für die Erhaltung der verfaß-. 
ten Studentenschaft. 

Der Beitrag wurde spontan ge­
halten und formal den atmo­
sphärischen Bedingungen im 
Konvent unterworfen. So ist es 
mir einerseits nicht möglich, 
den Wortlaut der Ausführun­
gen identisch zu reproduzieren, 
andererseits wird die rhetori­
sche Fassung einem schriftli­
ehen Beitrag nicht gerecht. 
Nur die Überlegung, angebote­
ne Informationsmöglichkeiten 
nicht braChliegen lassen iu 
dürfen, oder sich gar polemi­
schen Vorwürfen deswegen 
auszusetzen, und die Zustim­
mung des AStA haben zur 
nach träglichen Niederschrift 
des folgenden Beitrags geführ,t. 
Eine Bemerkung aus den Aus­
führungen Herrn Beckers auf­
zugreifen, scheint mir geeignet, 
den allgemeinen Sachverhalt 
der Diskussion, die wir hier 
führen, und die Quintessenz 
aus den Vorwürfen, die ' die 
Universitäts spitze gegen uns 
vorbrachte, auf den Nenner zu 
bringen: Es wurde ausgeführt, 
wir, die universitäre Linke, 
würden uns weigern, die Rolle, 
welche uns an dieser Universi­
tät zuge·wIesen sei, die der Op­
pos'ition nämlich, ordentlich zu 
spie1en. Richtig: wir haben 
aufgehört, Opposition zu spie-

ter Anleitung eines Herrn 
Rüegg, als diese - das Hessi­
sehe Universitätsgesetz stand 
kurz vor seiner Verabschie­
dung - androhten, daß, werde 
dieses Gesetz Wirklichkeit, sie 
ihre Ämter niederlegen müß­
ten. Wem, meine Herren Profes­
soren hier in der rechten Ecke, 
haben Sie denn damals applau­
diert? Einer kriminellen Verei­
nigung, die den strafrechtlich 
relevanten Tatbestand gemein­
schaftlich begangener Nöti­
gung gegenüber dem hessi­
sehen Parlament vollzog? 
Zugegeben, es fäHt manchmal 
schwer, den eigenen Standort 
kritisch zu hinterfragen; un­
möglich wird es dann, wenn 
die Position des Gegners eben­
falls schon unverrückbar fest 
im Bewußtsein verankert ist, 
was, auf uns gemünzt, das eIne 
Bein in der außerparlamenta­
rischen Opposition meint, wie 
Herr Becker ausführt, und das 
andere Bein außerhalb des 
Rechts, wie die Unispitze for­
muliert. Was heißt hier aber 
schon Recht, wo es doch darum 
geht, daß gegenwärtig eine un­
seelige Koalition aus bürgerli­
cher Presse, einer wahlkampf­
führenden SPD, einer frustrier­
ten Polizeileitung und einer 
hilflosen und ·daher gefährli­
chen Unispitz-e die Interpreta­
ti6nsherrs'Chaft über das, was 
Recht 'ist, an sich gerissen hat? 

Griff zu inadäquaten Mitteln 

len; ,.XviI;" , J?e~lrp~,n.. ,9p,J?osi t~9.n 
zu sem! 
Diese · Tatsache, mit der Sje, 
Herr Kantzenbach, nicht fertig 
werden, und die Gründe, wes­
halb dies so ist, hat lIerr 
Schnädelbach schon im Zu­
sammenhang skizziert; mir 
kommt es nun darauf an, die 
Lügen!v die .die 'Unispitze zur 
Verteidigung ihrer Position 
verbreitet, in einigen wenigen 
Punkten ·zu entlarven. 
Munter erläutern Sie, Herr 
Kantzenbach, daß schon im 
letzten Semester an dieser und 
jener"Univers'ität - ich bleibe 
in Ihrem Sprachgebrauch -
Störungen, illegale Streiks 
usw. stattgefünden· hätten und 
linksextreme 'Umtriebe auch in 
diesem Semester nicht nur in 
Frankfurt zu beobachten ge­
wesen seien. Daraus ergibt sich 
für Sie nur eines: Es geht hier 
nicht um sachliche Kritik, son­
dern Drahtzieher suchen wo es 
nur geht, -Feuer zu' entfachen, 
um darauf Ihr linksfasehisti­
sches Süppchen zu koehen. Um 
Parallelen' zu ziehen: 'Es ent­
geht Ihnen, daß bolivianische 
Landarbeiter 'nicht fernge­
steuert an vie'len Orten Bar':' 
rikaden errichtet haben, son­
dern weil die Not und der 
Hunger allgemein sind; daß 
deutsche Arbeiter nicht von 
dieser oder jener Partei ver­
führt in diesen TageI). ihre Ar­
beit niederlegen, sondern weil 
sie am Mairi und an der Weser 
gleichermaßen mit Teuerung 
und Lohnraub zu leben ge­
zwungen sind, und es entgeht 
Ihnen eben genauso l daß Stu­
denten überall an westdeut­
schen Universitäten mit reak­
tionären Lehrinhalten kon­
frontiert werden und deshalb 
das Aufbegehren entsprechend 
verbreitet ist. 
Aber es hat Methode: Wenn 
Ihnen hier Realität entgeht, an 
anderer Stelle schaffen Sie 
sich eine - Ihre eigene näm­
lich. Solidarisches Handeln 
von Tutoren, die ankündigen, 
sich solchen Hochschullehrern 
zu verweigern, welche der 
Waffe der Kritik nur mit dem 
Instrumentarium staatlicher 
Macht zu begegnen wissen, ist 
Ihnen schlicht ein Kriminal­
falL Was haben denn -die Tuto­
ren anderes getan als die hessi­
sehen Universitäts rektoren un-

Lassen Sie mich dennoch ein­
mal aus anderer Sicht fragen: 
;W~n~, ,~iI).g,:tIRi:v~rsität die, .~ie 
gßrn~ h,ätt~n, und auf die h~ute 
schon Ihre politischen Maß­
nahmen gerichtet sind, nur mit 
Ordnungsrecht als integralen 
Bestandteil denkbar ist, mit ei­
nem neuen Recht also, sind 
dann die Aktivitäten, die Sie 
zur Zeit entfalten, üb.~rh<;!.1J..pt 
an heute gültigen Gesetzen zu 
messen? Sind nicht sie die Sy­
stemveränderer, sie, die zu­
künftiges Recht antizipierend 
praktizieren, sie, die Provo­
kateure, die - self~fulfilling 
propheey' ...... einen 'rechtsfernen 
Zustand an dieser Universität 
geschaffen haben? 
Aber nicht nur einzelne Akti­
vitäten, auch der Streik als 
umfassendstes Moment der ge­
genwärtigen Bewegung ist ·für 
Sie nichts als ein illegaler Akt. 
Von der tagtäglichen Wieder­
holung des ' Unterschieds zwi­
schen dem Streik, der Arbeiter­
klasse, dem das Druckmittel 
der Produktionsunterbrechung 
eigen, und unserem Streik, der 
für Sie nichts als intellektuelle 
Selbstkastration ist", einmal ab­
gesehen, denunzieren Sie die 
Konsequenz, die wir aus die­
sem - wenn auch anders gese­
henen r- Unterschied ziehen, 
nämlich den ' aktiven Streik alS 
simplen Terror. Aktiver Streik 
heißt ·für 'sie Sprengung von 
Vorlesungen. Für uns jedoch 
ist- er nicht bloße Verweige­
rung, sondern Suche.nach neu­
en Wegen; und auf diesen be­
schreiten wir neue-Inhalte und 
didaktische Alternativen, 
emanzipatorische Aspekte und 
politische Strategien und na­
tü.rlich auch konkrete Takti­
ken für unsere Aktionen heute. 
Aktiver Streik - Raum zu 
schaffen für jene Momente, das 
ist sein wesentlichster Impe­
tus; bestimmte Formen, in der 
sich dieser vollzieht, ist einzig 
das, was Sie sehen, und in 
übler Demagogie nach außen 
tragen. 
Demagogie ist auch, was der 
Dekan des Fachbereichs Ma­
thematik äußerte, und in der 
BILD-Zeitung mit der Titulie­
rung der streikenden Studen­
ten als "dumm, faul und radi­
kal" seinen schwarz-weißen 
Niederschlag fand. Greife ich 
diese Ebene auf, so. gilt, Herr 
Präsident, für Sie: unfähig, 
frech und niederträch tig. -:' 

Von Prof. Dr. Dieter Stoodt, Demo~ratische_ Hochschulref?r~ 

Während sich die Anzeichen 
für erste Deeskalationen be­
grüßenswerterweise mehren; 
stehen wir gleichzeitig vor der 
beklemmenden Frage, ob und 
in welcherWeis'e die Mehr­
heitsfraktion die Reform im 
Sinn 'des HHG überhaupt will. 
Die FAZ (4.2. '1974) hat heute 
die Katze aus dem Sack gelas­
sen, wenn sie die Ursache für 
die -geg~pw.ijrtig~n .. A:\W~J1i9ri­
dersetzungen in den Hessi­
sehen Hochschulgesetzen 
selbst und insbesondere in ih­
ren Urhebern, den Professoren 

Prof. Dieter Stoodt 
Foto: B~PP 

Denninger, von Friedeb'urg, 
Habermas und Wietllolt"er sieht 
und den Hessischen Minister':" 
präsidenten . auffordert, . mit 
diesen Herren. abzurechnen. Im 
Klartext: . Di'e derrlo,kratische 
HochschuIrerortn solL endgül­
tig begraben werden. Wir for­
dern den Präsidenten der Jo­
hann Wolfgang Goethe-Uni­
versität auf, sich öffentlich vor 
diese Professoren zu stellen. 

Mit diesem Hinweis sind die 
Ausführungen von Werner 
Becker im Konvent bereits 
richtiggestellt : Soweit sie un­
serem Gebrauch des Stichwor­
tes ' "demokratisch" unterstel­
len wollten, wir pachteten da­
mit dieses Stichwort, gibt er 
sich selbst der Lächerlichkeit 
preis, sofern man seiner Grup­
pe dann Analoges für die "Ra­
tio 73" attestieren müßte! So ... 
fern er jedoch "demokratisch" 
auf bestimmte Verfahrenstech­
niken reduziert, steht er im 
Widerspruch zu den Reformge­
setzen in Hessen und repräsen­
tiert gen au das Liegenlassen 
inhaltlicher Reformdiskussion, 
die unserer Auffassung nach 

die derzeitigen Konflikte mit­
verursacht haben. In dieser 
Diagnose fühlen wir uns auch 
bestätigt durch den Hess. Mi­
rüsterpräsidenten (FR 1. 2. 
1974), der die Eskalatio.n · der 
letzten beiden Monate auch 
darin begründet sieht, daß ein 
Teil der Hochschullehrer nicht 
rechtzeittg il).re vorgetragenen 
T,heßeg d~~ Kri,tj~, Rt~llt~n LJD-d 
ihre H;Ö1;'er ntcl;.1t als , gleichl?e­
rechtigte Diskussionspartner 
akzeptiert hätten. Auch wir 
sind Osswalds Meinung: 
"Hochschullehrer sollten sou­
verän genug sein, den Wahr­
heltsge~al_t ,: "li.hres;, VOJ;"t,rags 
nicbt hinter ihrer personalen 
Autorität zu verstecken; sie 
müssen sich in Frage stellen 
lassen." 
Der Präsident hatin-se.iner Er­
widerung auf Herbert Schnä­
delbach nur bestätigt, was die­
ser ihm vorgehalten hatte: Es 
fehlen die hochschulpolitische 
und, die didaktische Dimension 
der Einschätzung der Lage; mit 
~iner pseudojuristischen Per­
spektive muß die Universitäts­
spitze Fakten und Zusammen­
hängemißverstehen. Der Griff 
zu inadäquaten Mitteln ist die 
Folge. Wir fragen uns, ob der 
Präsident die Reform will ' und 
ob er sie durchführen kann. 
Was die Resolution zur Lehr­
und Lernfreiheit betrifft, die 
im Konvent offenbar vorgelegt 
werden sollte, so ,stimmen wir 
ihrem ersten Satz zu. Aber wir 
fordern die Mehrheitsfraktion 
auf, den Präsidenten stärker zu 
kontrollieren, wenn ' er Lehr­
und Lernfreiheit auf scheinle­
galem Wege einschränkt. Es ist 
uns unerträglich, wenn Büro­
kratie und Mehrheitsfraktion 
sich das Recht anmaßen zu be­
stimmen, für wen diese beiden 

. I 

Freiheiten gelten und für wen 
nicht. Und in jedem Fall halte11 
wir es .für den besseren Weg, 
wenn Bochschullehrer und 
Studenten zusammen für eine 
wissenschaftlich begründete 
hochschulpolitische Mein ungs­
bHdung in den Lehrveranstal­
tungen sorgen. Es ist die 
selbstverständliche Pflicht ei­
;ng.s riochschll.Uehrers" seine 
LehrveranstaJt,uD-gen durchzu­
führen - gerade um Hoch­
schul- und Studienreform wei­
ter voran zu treiben. Inakzep­
tabel ist es, daß lernwillige 
Studenten durch präsidiclle 
Maßnahmen dar an gehindert 
werden, z. B. ihr Grundstu­
dium im Fachbereich 2 fortzu­
führen, Wir verurteilen den 
Einsatz der Polizei, weil durch 
ihn vielleicht die vielbeschwo­
rene Ordnung, nicht' ab'et For­
schung und Lehre gesichert 
werden können, die diese Be­
zeichnung verdienen. Wir 
stimmen mit der Mehrheits­
fraktion darin überein, daß es 
zum Wesen universitärer 
Lernprozesse gehört, 'wissen­
schaftliche Diskussionen in 
Gang zu setzen. Jedoch ist es 
notwendig, wenn man dies 
will, daß insbesondere die 
Hochschullehrer neue Lehr­
und Verhaltensweisen entwik­
keIn, und daß sie nicht länger . 
die I:Iochsclmlpolitik der Bü­
rokratie und der Mehrheits­
fraktion überlassen. Und die 
Bitte, "Grundsätze für die Ge­
staltung der unterschiedlichen 
Typen des universitären Un­
terrichts zu erarbeiten" möch .. 
ten wir nicht an Ständigen 
Ausschuß für Lehr- und stu": 
dienangelegenheiten, sondern 
an alle Angehörigen der J 0-

h~mn Wolfgang Goethe-Uni­
versität gerichtet sehen. 

. .' Personalien ':'-
. . , I,: 

Wirtschaftswissenschaften 
Dr. Gerriet Müller wurde zum 
Professor (H 3) ernannt. 

Klassische Philologien und 
Kunstwissenschaften 
Prof. Dr. Wolfram Prinz wurde 
in die Besoldungsgruppe H 3 
eingewiesen. 
Humanmedizin 
Prof. Dr. med. Klaus Hübner 
hat einen Ruf auf die H 4-Pro­
fessur für Pathologie Ir an der 
Universität Frankfurt ange­
nommen. 
Geowissenschaften; I, 

Dr. phi!. nato Siegfried Riet-

schel wurde zum Honorarpro­
fessor ernannt. 

"streik" beendet 
Nachdem die "Streik-Welle" 
schon weitgehend abgeflaut 
war, beschlossen rund 1000 
Studenten auf einer Voll­
versammlung am Montag, 
dem rl. Februar, mit über­
wältigender Mehrheit, den 
"Streik" ab sofort abzubre­
chen. Seither läuft der Lehr­
betrieb an der Universität 
Frankfurt wieder normal. 
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Ohne Analyse":Kelne Konfliktlösung oder unbewußt Gremienpolitik 
für irrelevant hält, trägt dazu 
bei, der Hochschulreform ein 
unrühmliches Ende zu berei­
ten, 

Von Prof. Dr. Hans-Jürgen KruPJl' Universitäts-Vizepräsident 

Im folgenden nimmt der Vize­
präsident zu einem Vorschlag 
der Professorenliste mit dem 
Titel" Wie soll es weitergehen?" 
Stellung. Ursprünglich sollte 
auch dieser Vorschlag in dieser 
Sondernummer abgedruckt 
werden. ' Aus verschiedenen 
Gründen wurde ' er nach Re­
daktionsschluß zurückgezogen. 
Er wird voraussichtlich in der 
nächsten ,regulären Nummer 
des "Uni-Report" mit weiteren 
Diskussionsbeiträgen erschei­
nen. 

Es ist zu begrüßen, daß inzwi­
schen Mitglieder der Professo­
rengruppe "Demokratische 
Hochschulreform" einen ernst 
zu nehmenden Diskussionsbei­
trag zur Konfliktlösung bei­
steuern. Es ist erfreulich, daß 
sie sich damit an die Öffent­
lichkeit wenden, nachdem es 
offensichtlich im Rahmen der 
Gesamtfraktion ,der sogenann­
ten Demokratischen Opposi­
tion nicht möglich war, einen 
konstruktiven Beit~ag zu erar-, 
beiten. Eine für die demokrati­
schen Kräfte an der Universi­
tät befriedigende Lösung wird 
freilich nur dann erreicht wer­
den können, wenn es gelingt, 
die Basis derjenigen zu ver­
breitern, die sich an ,der Lö­
sung der Konflikte aktiv betei­
ligen. 
Voraussetzung hierfür ist, daß 
man kritisch genug ist, um sich 
aus dem Kranz der selbstge­
setzten Tabus zu befreien, daß 
man kritisch genug ist, um die 
Situation so 'zu analysieren, 
wie sie ist und nicht wie man 
sie gerne haben möchte. Die 
zur Zeit gegebene Situation ist 
zu ernst, als daß man es sich 
leisten 'könnte, im Stil schlech­
ter Wahlkampfpamphlete mit 
Zerrbildern der Wirklichkeit 
zu arbeiten. 
Die DHR wirft dem ~räsiden­
ten eine einseitige In.fonnation ­
der Öffentlichkeit vor. Dieses 
ist jedoch nur verständlich, 
wenn man realisiert, daß die 
DHR nach wie vor nicht bereit 
ist, die Realität so zur Kennt­
nis zu nehmen, wie sie in 
Frankfurt tatsächlich ist. Man 
wird so zum Opfer der Flucht 
aus der Wirklichkeit, die sich 
schon mit dem Rückzug der 
"Demokratischen Opposition" 
aus den Entscheidungsgremien 
anbahnte. Darüber hinaus ge­
lingt es offensichtlich nicht, 
zwischen der Informationspoli­
tik des Präsidenten und der 
Pres~eberichterstattung zu un­
terscheiden. 
Auf der andere!) Seite kann es 
sich auch die Professorengrup­
pe der Demokratischen Hoch­
schulreform nicht leisten, auf 
bewußte Falschinformationen 
der Öffentlichkeit zu verzich­
ten. Der Vorschlag des Präsi­
denten' in den Veranstaltun­
gen über den Konflikt zu dis­
kutieren, erscheint in der Dar­
stellung der DHR als "unzeit­
gemäßer Versuch, ein inhalt­
lich ungeklärtes Prinzip der 
"Lehrfreiheit" von Professo­
ren. . . durchzusetzen". Die 
Äußerungen des Präsidenten 
vor 'dem Konvent zeigen er­
neut, wie unsinnig derartige 
Interpretationen sind. 
Solange man nicht in der Lage 
ist, die eigentlichen Ursachen 
des heute vorhandenen Kon­
flikts anders als durch den no­
stalgischen Rückgriff auf die 
Klischees der Studentenbewe­
gung zu analysieren, wird man 
wenig zur Lösung des Kon­
flikts beitragen. Man macht 
sich selber etwas vor, wenn 
man meint, daß es heute darum 
ginge, daß die Träger der 
Hochschulreform an der Uni­
vers~tät und im Land Hessen 
die Errungenschaften der Stu­
dentenbewegung zurückneh-

men wollen. Das Gegenteil ist 
der Fall. Die Errungenschaften 
der Studentenbewegung sind 
durch diejenigen gefährdet, die 
die einfachsten Selbstver..; 
ständlichkeiten dieser Bewe­
gung nicht mehr zu akzeptie­
ren bereit sind. Reformpolitik 
wird durch diejenigen verhin­
dert, die in Reformen eine Sta­
bilisierung des verhaßten Sy­
stems sehen und deswegen Re­
formansätze und Diskussionen 
darüber mit Gewalt verhin­
dern. 
Es ist notwendig, einige Tatsa­
chen in Erinnerung zu rufen: 
Im Engelskonflikt konnte sich 
auch Herr Fleischmann mit 
seinen weithin akzeptierten 
Kompromißvorschlägen nicht 
durchsetzen. Sprechchöre wie 
"Engels raus" verhinderten 
den Versuch, mit seinen Vor­
schlägen eine Lösung des Kon­
flikts herbeizuführen. 
Schon im letzten Semester ­
wurde die Wahl der studenti­
schen Vertreter Fachbereichs­
konferenzen Gesellschafts­
und Erziehungswissenschaften 
verhindert, indem Wahlurnen 
erbrochen und Wählerver­
zeichnisse zerstört wurden. 
Die Universität hat die 'Vertei­
lung des Unireports in den 
Räumen der Mensa eingestellt, 
nachdem ein Universitätsbe­
diensteter, der den Unireport 
dort niederlegen wollte, be­
droht wurde. 
Einem Flugblatt des SHB kann 
man entnehmen, daß der Ter­
ror auch vor linken Studenten­
gruppen nicht haltmacht: 
"Dabei gehen KSV, KSB und 
SRI in ihrem ,Kampf' gegen 
die ,Revisionisten' so weit, in 
den Aktionsgruppen an den 
Fachbereichen Rede- und Dis;­
kussionsverbot für SHB- und 
MSB-Mitglieder zu beschlie­
ßen, weil wir uns ,erfrechen', 
die Diskussion über Aktions­
ziele und -formen voranzutre,i-
b'en : .. " 
Aus der Vorlesung "Makroöko­
nomie" wird berichtet, daß 
noch vor Beginn des Boykotts 
ein dem KSV angehörender 
Student auch dann nicht auf 
Störungen der Veranstaltung 
verzichtete, ' als der gesamte 
Hörsaal über eine längere Pe­
riode in Sprechchören den Stö­
rer zum Verlassen des Raumes 
aufforderte, weil die Studenten 
an der weiteren Behandlung 
und Diskussion des Stoffes in­
teressiert waren. Ähnliche Er­
eignisse werden nach Beginn 
des Boykotts von zahlreichen 
Stellen gemeldet. 
Am Abend des Freitags, 1. Fe­
bruar 1974, wurde ein alter 
Mann mißhandelt und zusam­
mengeschlagen, weil er nicht 
genehme Diskussionsbeiträge 
geleistet hatte. 
Die Beispiele dieser Gewalttä­
tigkeiten lassen sich beliebig 
vermehren. Interessanterweise 
tauchen sie in den Resolutio­
nen der "Demokratischen Op­
position" nie aui. Ohne Zweifel 
handelt es sich bei den für die­
se Gewalttätigkeit verantwort­
lichen Gruppen um radikale 
Minoritäten', die sich selber als 
kommunistisch bezeichnen. 
Der im Unireport vom 31. 1. 
1974 abgedruckten Analyse von 
Herrn Fleischmann, die im üb­
rigen in Publikationen der 
"Demokratischen Opposition" 
nur einseitig wiedergegeben 
wird, stimme ich weitgehend 
zu. Ich bin freilich der Mei­
nung, daß man den "marxisti­
schen Studenten" unrecht tut, 
wenn man sie mit den radika­
len Minoritäten in einen Topf 
wirft. Dies haben die Diskus­
sionen innerhalb der studenti­
schen Linken in den letzten 
Wochen sehr deutlich gezeigt. 
Das entscheidende Kriterium 
scheint mir zu sein, inwieweit 

innerhalb marxistischer Grup­
pen sozialistische Traditionen 
(nicht manipulierte Mehrheits­
entscheidungen, Minderheiten­
schutz, Meinungs- und Rede­
freiheit) noch Bedeutung ha­
ben. 
Der Hinweis auf die so abge­
grenzte radikale Minderheit 
bedeutet nun freilich nicht, 
daß nur diese am Konflikt be­
teiligt ist. Der Konflikt hat in­
zwischen Ausmaße angenom­
men, die nahezu jeden Studen­
ten in der einen oder anderen 
Weise in ihn hineinziehen. Der 
mißbräuchlicherweise als "ak­
tiver Streik" gekennzeichnete 
Boykottversuch hat freilich ge­
zeigt, daß ein erheblicher Teil 
der Studentenschaft sich gegen 
die "Lahmlegung" der Univer­
sität zur Wehr zu setzen bereit 
ist. Genauso deutlich ist aber 
auch geworden, daß ein erheb­
liches Potential an Unzufrie­
denheit vorhanden ist. Dieses 
Potential wird durch die ka­
tastrophalen Studienbedingun­
gen in Frankfurt genährt. Das 
Hineingepferchtwerden in 
Großveranstaltungen, bei de­
nen eine kritische Bewältigung 
des Lehrstoffes schon rein 
quantitativ für das Individuum 
nicht möglich ist, erweckt legi­
time Protesthaltungen. Selbst 
wenn, diese sich dann. in irra­
tionaler Weise zeigen, ' kann 
t1icht deutlich genug darauf 
hingewiesen werden, daß sie 
im Kern berechtigt sind. 

Prof. Hans-Jürgen Krupp 
Foto: BOPI:l 

Die den Präsidenten tragenden, 
Ilberalen Gruppen haben frei,­
lieh schon vor Jahren darauf 
hingewiesen, daß die ständig 
steigende Studentenzahlen 
ohne Vergrößerung der uni­
versitären Kapazität zu stu­
dienbedingungen führen müs­
sen, bei denen jeder Versuch 
didaktischer Reformen zur 
Farce wird. Gegenüber dem 
letzten Wintersemester hat 
sich die Studentenzahl allein in 
diesem Wintersemester um 13 
Prozent erhöht. Seit dem Win­
tersemester 1967/68, dem Be­
ginn der Studentenbewegung, 
hat sich die Studentenzahl an 
der Universität Frankfurt um 
50 Prozent erhöht. Wo damals 
zwei Studenten studierten, 
müssen heute drei unterge­
bracht werden. Dies gilt frei­
lich nur für die Gesamtuniver­
sität. In einzelnen Fachberei­
chen liegen die Verhältnisse 
erheblich schlechter. Die 
Rauptfachstudenten im Fach­
bereich Erziehungswissen­
schaften sind allein im letzten 
Jahr um 37 Prozent gestiegen. 
Die Studienanfängerzahlen 
weisen noch höhere Steige­
rungsraten auf. 
Man muß nicht Marxist sein, 
um festzustellen, daß derartige 
Entwicklungen Rückwirkun­
gen auf die objektive Studien­
situation und ihre subjektive 

Einschätzung haben. Wen ver­
wundert es, daß der in der 
Masse vereinzeine Student sich 
der Forderung nach Diskussi­
onsfreiheit in allen Lehrveran­
staltungen anschließt, auch 
wenn diese Forderung in der 
vorgetragenen Undifferen­
ziertheit kein didaktisches 
Konzept darstellt. Es ist eine 
Verleumdung der Reformwilli­
gen dieser Universität, wenn 
man behauptet, daß die unvoll­
kommenen didaktischen Lö­
sungen allein im -mangelnden 
Reformwillen der Beteiligten 
begründet ist. Das Gegenteil ist 
der Fall. Gerade die von der 
Didaktik erarbeiteten Klein­
gruppen-Konzepte sind bei 
konstanter Kapazität und stei­
genden Studentenzahlen nicht 
zu realisieren. Von daher ist es 
auch plausibel, daß der Boy­
kott am ehesten Anklang in j e­
nen Fachbereichen fand, in de­
nen der Überfüllungsgrad am 
höchsten ist. 

Die Tatsache, daß die materiel­
len Studienbedingungen in der 
Analyse der "DHR" so ver­
nachlässigt werden, macht 
deutlich, daß dort auch heute 
noch idealistische Traditionen 
einflußreicher sind als der 
Marxsche Ansatz. 

Was wir in Zukunft brauchen 
sind nicht wirklichkeitsfremde 
allgemeine Konzepte, sondeLn 
Konzepte, die in den katastro­
phalen Ausbildungsbedingun­
gen der Universität anwendbar 
sind. Herr Fleischmann hat 
h-ierzu erste Vorschläge unter­
breitet. Die Resolution der 
"Demokra tischen Hochschul­
reform" zeigt, daß noch nicht 
einmal dieses Problem erkannt 
y/?rdeq. ist. 
Angesichts dieser Schwächen 
in der Situationsanalyse der 
"Demokratischen Opposition" 
ist es nicht weiter verwunder­
lich, daß die konkreten Vor­
schläge verschwommen und 
inoperational bleiben, daß die 
Rechte von Minoritäten ausge.­
klammert werden. Was bedeu­
tet denn während der zur Zeit 
laufenden Boykottmaßnahmen 
die "Mehrheit der Beteilig­
ten"? Wenn in einer VeranstCl'l­
tung, die normalerweise von '30 
Studenten besucht wird, auf 
einmal 80 sitzen und sich dabei 
eine knappe "Mehrheit der Be-

- teiligten" ergibt, sollen dann 
die 'Wünsche der regulären 
Teilnehmer der Veranstaltung 
mißachtet werden? Doch 
selbst, wenn sich unter den re­
gulären Hörern eine knappe 
Mehrheit finden würde, sQllen , 
dann die Wünsche der.Minori­
tät,- die an der Weiterführung 
der Lehrveranstaltungen, an 
der Behandlung und Diskus­
sion des Stoffes interessiert 
sind, nicht zum Zuge kommen? 
Den Leerformeln, daß es dar­
um gehe, Lehr- und Lernfrei­
heit zu erörtern und praktisch 
politische Forderungen zu ent .. 
wickeln, wird man leicht zu­
stimmen können. Interessant 
ist freilich, daß die Ergebnisse 
nur der Öffentlichkeit zugäng­
lich gemacht werden sollen. 
Man spricht zwar von einem 
erstrebten breiten Willensbil­
dungsprozeß. Die durch das 
Hessische Universitätsgesetz 
für den universitären Ent­
scheidungsprozeß vorgesehe­
nen Gremien gibt es in den 
Überlegungen der "demokrati­
schen" Hochschulreform of­
fensichtlich nicht. Der Gedan­
ke, die Selbstverwaltungsgre­
mien der Universität mit der­
artigen Problemen zu befassen, 
kommt einer Professorengrup­
pe, die sich demokratisch 
nennt, nicht in den Sinn. 
Hochschulreform erfordert 
auch das Bekenntnis zu den 
hierfür gewählten Gremien. 
Eine Opposition, die bewußt 

Herr Fleischmann hat in seiner 
Analyse zahlreiche Probleme 
aufgezeigt. Sie zu lösen bedarf 
der gemeinsamen Aktion aller 
Reformwilligen. Hierfür ist es 
aber auch notwendig, daß wie­
der eine gemeinsame Ge­
sprächsbasis gefunden wird. 
Wenn es der "demokratiscl;1e:n 
Opposition" oder einzelnen ih,­
rer Gruppen wirklich um di~ 
Weiterentwickhung der Uni­
versitätsreform unter sehr un,­
günstigen äußeren Bedingun­
gen geht, muß sie sich klar und 
deutlich von denjenigen ab­
grenzen, die Diskussion durch 
Gewalt ersetzen, die Indoktri­
nation. an die Stelle von Kritil,{ 
setzen wollen. Sie muß dazu 
beitragen, Lehr- und Lernfrei:" 
heit inhaltlich zu füllen und zu 
sichern. Hierbei darf es keine 
faulen Kompromisse geben. Sie 
muß den Verächtern demokra­
tischer Entscheidungsprozesse, 
wie sie das Hessische Universi­
tätsgesetz bietet, deutlich ma­
chen, daß :Reform sowohl etn 
Problem der 13ewußtseinsbiJ­
dung wie der Durchsetzung ~~ 
gewählten Gremien ist. , 
Es ist bedauerlich, daß von all 
diesen Dingen in den Resolu-­
tionen der Demokratischen 
Opposition keine Rede ist. 
Vielleicht sollten sie einmal 
den Beitrag eines sicher un).. 
verdächtigen Linken lesen. 
Fritz Vilmar hat in der letzten 
Nummer von Pardol?- (Febn,lC3.r 
197~) unter der, Überschrift 
"Wehren wir uns doch end~ 
lieh!" eine sehr differenzierte 
Analyse darüber gegeben, "wie 
der Fortschritt von den Doktr,i­
nären von links kaputtge­
macht wird". 
Eine differenziertere Analyse 
der Situation würde aber nicht 
nur dazu beitragen, daß man 
ctep. eigen~:Q, "StaI!dpl,l,nk.t k..rj­
tisch überprüft und zu ,gewis .. 
sen Abgrenzungen gezwungen 
wird. Sie würde auch dazu füh:' 
ren, konkretere Vorschläge in 
die Diskussion der universitä­
ren Gremien einzubringen. Der 
Vorschlag von Herrn Fleisch­
mann, neue Verhaltens normen 
zu entwicklen, ist von den' liber 
ralen Gruppen im Konvent 
aufgenommen worden. Wir 
werden in den nächsten Mona .. 
ten diese Diskussion vorantrei+­
ben. Die Tatsache, daß Herr 
Fleischmann mit seinen bishe!.. 
rigen Vorschläg~n gescheitert 
ist, zeigt die Schwierigkeit des 
Problems. Wir werden auch 
weiterhin jeden Vorschlag be.,. 
grußen, der einen Beitrag zur 
Lösung der Konflikte leistet. 
Wir wissen freilich inzwischen 
aufgrund unserer Anqlyse der 
Situation, daß es hierfür nocf1. 
kein Patentrezept , gibt, eine 
Erkenntnis, die der demo~rati­
sehen Opposition bisher of.­
fensichtlich verborgen geblie.,. 
ben ist. 

Wir fordern sie auf: 

nicht über eine einseitige In,. 
formationspolitik zu klagen) 
sondern sich zu informieren 
nicht nur von der anstehenden 
demokratischen Reform der 
Hochschule zu reden, sondern 
sich an der Diskussion darüber 
im Rahmen des Hessischen 
Universitätsgesetzes zu beteili­
gen 
nicht nur die Forderung nach 
"Freiheit für Diskussion und 
Kritik" für "zu formal" zu hal­
ten, sondern sie im Rahmen 
des hochschuldidaktisch Mög­
lichen mit Inhalt zu füllen und 
durchzusetzen 
nicht nur die Eskalation zu be­
klagen, sondern sich von allen 
denj enigen zu distanzieren, die 
sie durch immer neue Gewalt­
maßnahmen vorantreiben. 
Wir sind zur Zusammenarbeit 
mit allen denjenigen bereit, die 
vergessen, daß es auch auf der 
äußersten Linken Gegner von 
Reformen gibt. 
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Entwicklung der Tutoren-Auseinandersetzung 
Die Tatsache, daß am 25. 1. 1974 
sechs Tutoren des Fachbe­
reichs Wirtschaftswissenschaf­
ten der Frankfurter Universi­
tät fristlos gekündigt wurden, 
ist allseits bekannt; die Vorge­
schichte und der Inhalt lang­
~ieriger Verhandlungen weni­
ger. Den Beginn des Kop.flikts 
sehildert Prof. Joachim Gäbler, 
dem die entlassenen Tutoren 
für seine Vorlesung "Mikro­
ö,konomie" zugeteilt waren, in 
einem Bericht vom 23. Januar. 

Bericht von Prof. Gäbler 
Die Vorlesung litt von Anfang 
~p, noch vor Beginn aller be­
wußten störungen, unter der 
viel zu großen Zahl von etwa 
600 Hörern. Trotz Mikrofon 
war ich im hinteren Teil des 
Hörsaals nur schwer verständ­
lich. Die Beantwortung von 
Fragen oder gar eine Diskus­
s'ion mit einer größeren Zahl 
von Studenten mußte schon 
a'us ·solchen technischen Grün­
deh 'sehr problematisch-sein:- -
Bereits von Beginn an ver­
suchte eine kleine Gruppe von 
Hörern immer wieder politi­
sche Themen zur Diskussion zu 
stellen, vor allem im Zusam­
menhang mit den Ereignissen 
rund um die Vorlesung von 
Prof. Engels. Parallel dazu 
stellte _diese Gruppe von Stu­
denten ständig neue Forderun­
gen zu , meiner V:orlesung und 
den begleitenden Tutoren-:.,A.r­
beitsgemeinschaften, sowie der 
geplanten Klausur: unbegrenz­
te Diskussion, Beschränkung 
der Klausuraufgaben .auf Fra­
gen, <lie ,sowohl~ Gegenstand 
der Vorlesung als auch der Ar­
beit in den Tutorengruppen 
gewesen seien, Änderung des 
Vorlesungsstoffes und der vor­
gesehenen Arbeitsteilung zwi­
schen Plenarveranstaltung und 
TutoFeng!~up'p_en= .. :g~ese ,,~t~l}qjg 
wiederholten Forderungen 
konnte ich in der Regel .erst 
nacb längeren Auseinanderset­
zungen zurückweisen. Oft ge­
lang es mir erst zum Lehrstoff 
zurÜckzu~ehren, wenn eine 
große f:ahLder Hörer teilweise 
wütend und lautstark gegen 
die ständigen Störungen dieser 
A,rt protestierte. Generell 
mußten dabei die mit offen po­
litischen Argumenten auftre:.. 
tenden Studenten die Erfah­
rung machen, daß sie keine 
Mehrheit der Hörer hinter sich 
bringen konnten, ja, daß sie 
des öfteren niedergeschrien 
wurden, . wenn sie zU sehr auf 
einer politischen Diskussion 
insistierten. ' r • 

Wohl nicht zuletzt aus diesem 
Grunde konzentrierten sich 
dann zunehmend die Bemü­
hungen der gleichen kleinen 
Gruppe auf ein Durchkreuzen. ·· 
rQ.~iries ' Vorlesungskonz.eptes 
durch eine nur scheinbar sach­
liche Diskussion des Vorle­
sungsstoffes. Dabei ging man 
i!,l der Regel so vor, daß man 
"Sachfragen" stellte, die sich 
auf Probleme bezogen, die laut 
Vorlesungsplan und aus <ler 
Systematik der mikroökonomi­
schen Fragen heraus erst viel 
später, besproch~n werden 
konnten (z. B. nähere Bestim­
mungsfa.ktoren der .Preisbil­
dung, Wertlehre, komplizierte 
Marktformen etc.). Zum Teil 
griff man auch bereits abge­
handelte Probleme immer wie­
der auf, mit der Begründung, 
man habe nichts verstanden, 
und 'weigerte sich, derartige 
Fragen nur in den Tutoren­
gruppen noch einmal zu be­
sprechen. 
Der Versuch, die Ableitung 
einfacher Modelle oder auch 
Problemdiskussionen aus dem 
Plenum herauszunehmen und 
in die Tutorengruppen zu ver­
weisen, wurde regelmäßig hef~ 
tig bekämpft. Das Voran­
schreiten im Lehrstoff wurde 
so immer langsamer. In zuneh­
mendem Maße erwies es sich 

für mich als unmöglich, auch 
nur einen einzigen komplizier­
ten Gedanken oder ein noch so 
einfaches Modell erst einmal ' 
ohne Unterbrechung zu ent­
wickeln, bevor sie zur Diskus­
sion gestellt wurden. Oft wur­
den schon nach jedem zweiten ' 
oder dritten Satz ganze Serien ' 
von sachlichen und schein­
sachlichen Zwischenfragen ge­
stellt oder in längeren Ausfüh­
rungen der ganze Denkansatz 
zurückgewiesen. Ich hatte den 
Eindruck, daß man bei dieser 
Art der Diskussion für mich 
ganz be\\rußt eine logische 
Zwickmühle zu konstruieren , 
versuchte. Wenn ich, auf ele­
mentarer Lehrbuchliteratur 
aufbauend, v~rsuchte, eine 
Theorie zu problematisieren 
und zu kritisieren, forderte 
man lautstark, ich müsse zu­
nächst diese Theorie ausführ­
lich darstellen. Entwickelte ich 
dagegen selbst diese Theorien, ' 
ließ man auch das nicht zu und 
"problematisierte" diese Theo­
rie sofort höhhisch wegen-ihrer 
realitätsfernen oder ihres ideo­
logisch, apologetischen Cha­
rakters etc. ohne den übrigen 
Hörern die Möglichkeit zu ge­
ben, eine derartige Kritik auf 
der Grundlage der vollständig 
dargestellten Theorie zu beur­
teHen. 
Derartige unfruchtbare Dis­
kussionen verschleppten das 
T-empo des Fortfahrens. im 
Vorlesungsstoff allmählich 
derart, daß die Vorlesung im­
mer mehr zu einer Farce wur­
de. Versuche, derartige Schein~ 
diskussionen ·einzudämmen, 
waren für 'mich stets außeror­
dentlich mühsam und riskant. 
Als nahezu einzige Möglich­
keit, wieder zum Thema zu­
rückzukehren, erwies es sich 
meist, die scheiIlsachliche Dis­
kussion' so lange fortzusetzen, 
bis, ein'e' -MehrheW der -Studen~;' 
ten die Unsachlichkeit meiner 
Diskutanten erkannten und 
häufig forderten, zum Thema 
zurückzukehren . . Icn hatte, den 
Eindruck, daß die Stör.et in der 
Rege1 ~ehr J;>ewußt qen Punkt' 
a15fasfeten, bis zu dem sie. ge­
hen konnten, ohne entweder 
den Abbruch der Vorlesung 
oder den einhelligen Zorn der 
Mehrheit der Hörer zu provo: 
zieren. Es fiel auf, daß die Zahl 
der ' störenden Studenten sich 
nach der: ersten Aussetzung 
der Vorlesung.en des Grund­
studiums im Dezember durch 
di'e Teilnahme von studenten 
hoherer Semester, dte ver­
schiedenen linken' Gruppie­
rungen angehörten, erheblich 
verstärkte. 
Zum ersten Abbruch der Vor­
lesung sah ich mich dann am 
10. Januar 1974 genötigt. Nach 
unruhigem Ablauf bereits der 
ersten Vorle~ungsstunde nah-. 
men Herr Heymann und seine 
politischen Freunde eine Mit­
teilung über die bevorstehen­
den Klausuren zum Anlaß, 
eine Diskussion .fler Frage der 
Klausurgebühren zu fordern. 
Meine ' Verweigerung dieser 
Diskussion wurde mit krawall­
artigen Protesten beantwortet. 
Ich entzog daraufhin Herrn 
Heymann das Wort. Als er 
dennoch auf seiner Forderung 
insistierte, kündigte ich ihm 
an, daß ich gegen ihn Strafan­
zeige erstatten werde. In das 
daraufhin entstehende Ge­
schrei hinein kündigte der Tu­
tor, Herr Prelle, an, die Tuto­
ren würden, falls eine Strafan­
zeige gestellt würde) sofort 
ihre Arbeit niederlegen: Ich 
konnte mich danach nicht 
mehr verständlich machen und 
brach die Vorlesung ab. 

. Die letzte Sitzung vor der end­
gültigen Aussetzung der Ver­
anstaltung konnte ich dagegen 
zu Ende führen, obwohl ich zu 
Beginn ausdrücklich die er­
neute Sprengung der Vorle­
sung von Prof. Engels als 
'L~~ap.dalQ§c;u Terror" bezeich-

nete, ankündigte, daß ich zwar 
gegen He.rrn Heymann keine 
zusätzliche Strafanzeige er­
stattet habe, weil bereits alte 
Strafanzeigen gegen ihn lau­
fen, ich aber als Zeuge in ei­
nem etwaigen Strafverfallren 
gegen ihn aussagen würde und 
ich außerdem den "wiederum 
trotz Hausverbots anwesenden 
Herrn Finger des Hausfriedens­
bruchs beschuldigte. Ich kün­
digte ferner an, daß ich aucp. in 
Zukunft von allen rechtlichen 
Mitteln Gebrauch machen 
werde, um eine ordnungsgemä­
ße Durchführung meiner Lehr­
veranstältungen zu erreichen. 
Gegen diese Äußerungen wur­
de zwar noch etwas polemi­
siert, doch war _ offensichtlich, 
daß man es deswegen nicht 
zum erneuten Abbruch der 
Vorlesung kommen lassen 
wollte, Dagegen gelang es mir 
nicht, in dieser letzten Stunde 
eine neue Verfahrensregel für , 
die Vorlesung - 2 Stunden 
Vorlesung mit einer nur be­
grenzten Zahl von Verständ­
n~sfragen, 1 Stunde wöchent­
lich ausführliche Diskussion -
durchzusetzen: Es wurde so­
fort im alten Stil weiter "dis­
kutiert". ' 

-Erklärung der Tutoren 
Von den Ereignissen in· der 
Vorlesung am 10. 1. 1974 erfuhr 
der- . Universi,tä tspräsident 
durch Presseberi-chte am fol­
genden Morgen. 'Einige Stun­
den später legten ihm die Tu­
toren von Prof. Gäbler eine 
schriftliche Erklärung vot, in 
oer S'iEnlie 'Alisemai'fcrersetzUfl'g ' 
wie folgt schUderten:' 
Die unterzeichnenden Tutoren 
erklären, daß anläßlich einer 
Vorbesprechung mit Gäbler 
Übereinkunft erzielt wurde, 
keine Strafanü';äge gegeti dis.!' 
mm..-tieFende · Studerrten seineT 
Lehrveranstaltung zu stellen. 
Nach mehreren allgemeinen 
Strafandrohungen wurde zum 
ersten Mal in der Mikr.o-Ver­
anstaltung . Y:0U1 , 10:, 1. 1974, 
durch H~rrJ;h y Gäb-ler , -eine 
Straf androhung explizit gegen 
einen Studenten angedroht, 
wenn er nicht ab' sofort sein 
"Maul" halten würde. 
Dadurch stellte sich auf der 
Grundlage unserer Vereinba­
rung die Frage der Zusammen­
arbeit zwischen den Tutoren, 
Studenten und Herrn Gäbler. 
Nach Vereinbarung !llit den 
Unterzeichnenden erklärte 
Herr 'Prenesinngemäß, was.in 
der Fresseerklärung d~r~ IG 
Wiwi wiedergegeben wird. 
(Anm. der Redaktion: Der dort 
wiedergegebene Satz lautete: 
"Falls auch mir eine Strafan­
zeige erstattet wird, legen die 

. Tutoren die Arbeit nieder.") 
Diese Erklärung wurde nicht 
umgesetzt (unsere Tutoren­
gruppen fanden weiter statt), 
weil Herr Gäbler fälschlicher­
weise (wie 'uns nachträglich 
bekannt wurde) in seiner Ver­
anstaltung geSagt hat, er werde 
keine Anzeige stellen, sondern 
sich lediglich als Zeuge der 

~ Staatsanwaltschaft zur Verfü­
gung, stellen. 

Stellung!1~hme 
von Prof. Gäbler 
Zu der Erklärung der Tutoren 
nahln Prof. Gäbler Stellung: 
Im 'ersten Absatz sprechen die' 
Tutoren von einer Überein...l­
kunft, die sie mit mir erzielt 
hätten, keine Strafanzeige ge­
gen diskutierende Studenten 
meiner Lehrveranstaltung zu 
stellen. Sie beziehen sich dabei. 
offenbar einmal auf eine Ver­
lautbarung von mir in einer öf­
fentlichen Diskussion anläß­
lieh der ersten Aussetzung der 
Vorlesungen des Grundstu­
diums im Dezember und auf 
gleichlautende Äußerungen 
den Tutoren gege:Q.4b~J;~ zu,.rJl 
selben 'zeitpunkt. t'ch habe da-

mals erklärt, daß die Vor­
kommnisse in meiner VorH:~­
sung bis zu diesem' Zeitpunkt 
mir noch keine Veranlassung 
gegeben hätten, schon Strafan­
zeigen zu erstatten. Aber kei­
neswegs habe ich mit dieser 
sich auf die Vergangenheit be­
ziehenden Erklärung aus­
schließen wollen, bei zukünfti­
gen rechtswidrigen Störungen 
auf Strafanzeigen oder sonsti­
ge Rechtsmittel zu verzichten. 
Wenn ich am 10. 1. 1974 wegen 
Störungen meiner Vorlesung 
Herrn Heymann eine Strafan­
zeige angedroht habe, könnte 
dies also nicht ein Bruch gegen 
eine Vereinbarung sein. 
Die sechs Tutor'Eim wurden dar­
aufhin vom Präsidenten aufge­
fordert, innerhalb einer festge­
setzten Frist die Drohung der 
Arbeitsniederlegung zurückzu­
nehmen. 

R~solution 
der Tutoren­
Vollversammlung 
Kurz vor Ablauf dieser Frist, 
am 22. 1., wurde dem Präsiden­
ten eine Resolution einer Tuto,... 
ren -Voll versammlung dessel­
ben Tages übergeben. 68 Tuto­
ren bzw. wissenschaftliche 
Hilfskräfte hatten sie unter­
zeichnet (55 Unterschriften 
waren lesbar). Die Unte,rzeich­
ner erklärten sich mit dem 
Verhalten der Mikro-Tutoren 
solidarisch und kündigten ih­
rerseits Arbeitsniederlegung 
und Kampfschritte im Falle 
weiterer Strafanzeigen an: 
Die" unterzeichneten Tutoren 
verurteilen aufs schärfste die 
angedrohte Entlassung der 
"Mikrotutoren" (FB 2). Insbe­
sondere verurteilen wir die 
Absicht der Uni-Spitze im spe­
ziellen- Verhalten der l\1i~:r;Q; . 
Tuforen eInen Vorwand zu fin­
den, Tutoren zu entlassen und 
verlangen die Weiterbeschäftb 
gung der Tutoren unabhängig 
von ihrer politischen Überzeu­
gung. Die Tutoren' der Uni-VV 
erkHiren, daß sie 'im Falle' von 
Strafandrohungen gegen dis­
kutierende Studenten nicht 
anders handeln werden als die 
Mikrotutoren. 
Im 'Falle von Strafanzeigen ge­
gen Studenten und Entlassun­
gen von Tutoren werden wir 
unsere Zusammenarbeit mit 
den Hochschullehrern einstel­
len bzw. gezielte Kampfschrit­
te einleiten. 

Vermittlungsvorschlag 
Aufgrund einer Initiative des 
Dekans des Fachqereichs Wirt,;, 
schaftswissenschaften kam es 
in seinem Beiseinam Abend 
dessE~lben Tages zu einem wei­
teren " Vermittlungsgespräch. 
Dabei wurde mit den Tutoren 
ein Vorschlagfiir eine Erklä­
rung ihrerseits diskutiert, der 
etwa folgendermaßen lautete: 
Den in der ' Presseerklärung 
der IG Wi-Wi wiedergegebe­
nen Satz habe ich sinngemäß 
gesagt. Er beruhte aUf einer 
Absprache mit meinen Kolle-
gen. ' 
Ich wollte damit meine 'Soli­
darität mit Herrn Heymann 
(Student, gegen den Stra{ari­
zeige erstattet wurde; Anm. d. 
Red.) und 'allen möglicherweise 
betroffenen Studenten zum 
Ausdruck bringen. Gleichzeitig 
wollte ich Herrn Gäbler därauf 
aufmerksam machen, daß eine 
Strafanzeige seinerseits eine 
weitere vertrauensvolle Zu­
sammenarbeit zwischen ihm 
und den Tutoren unmöglich 
machen würde. Auch wollte 
ich zum Ausdruck bringen, daß 
wir Strafanzeigen niGht für ein 
adäquates Mittel in der gegen­
wärtigen politischen Ausein­
andersetzung halten. 
Diese lWotive habe ich spontan 
formuliert. Wie ich im Nach­
hinein einsehe, fiel ditr'Forrriti­
lierung zu scharf aus. Wir ha-

ben niemals daran gedacht, die 
Arbeit einzustellen und woll­
ten Herrn Gäbler damit auch 
nicht ernsthaft drohen. 

Tutor~n: Weiterarbeit 
mit Studenten 
Darauf erklärten die Tutoren, 
sie hätten zwar nicht vorge­
habt, die Arbeit mit den Stu­
denten einzustellen. Es sei aber 
klar gewesen, daß die Zusam­
menarbeit mit Prof. Gäbler im 
Falle einer Anzeige nicht fort­
gesetzt worden wäre. Dann 
hätten sie die Arbeitsgemein­
schaften ohne seine Leitung 
aufrechterhalten. 
Sie wurden sodann darauf auf­
merksam gemacht, es werde 
auch die Kündigung für die 
Unterzeichner der Solidaritäts­
erklärung erwogen. Dies Mit­
teilung war offensichtlich eine 
Überraschung. 
Angesichts dieser Lage wollten 
sich noch einm9,1 intern bera­
ten. Als Frist für die Abgabe 
einer Erklärung wurde ihnen 
von der Universitätsspitze 
Mittwoch, der 23. 1., 10 Uhr 'ge­
setzt. Die an diesem Tage' über­
gebene Erklärung lautete: 
Das Präsidialamt der Univer­
sität hat uns heute (Dienstag) 
unter Androhung der fristlosen 
Kündigung aufgefordert, sofort 
unsere Äußerung zurückzu­
nehmen, daß wir im Falle von 
Strafanzeigen gegen Fragestel­
ler ("Störer") unsere Arbeit 
niederlegen. 
Begründung: " gemeinschaft­
liCll versucht~ Nötigung'" und 
damit Verle.t?;ung A~t "Pf~ich­
ten eines Tutors". . . 
Auf Vermittlung des Dekans 
des FB 2 fand ebenfalls heute 
ein . "Schlichtungs gespräch" 
zwischen Präsidialamt und be­
troffenen Tutoren statt. Inha1t 
des 'Kbmpromißvorschlags: 
Wir Tutoren sollen nicht von 
"Arbeitsnieder legung" reden, 
sondern von "Zerstörung der 
Basis vertrauensvoller Zusam­
menarbeit" :undrunsere 'Erklä­
rung' \s: ' d.) entspreChend modi­
fizieren';' In diesem Fall~ würde 
keine' ' Kündigung gegen uns 
und die 60 anderen Tutoren, 
die uns inzwischen "voll in­
haltlich" zugestimmt haben, 
ausgesprochen. 
Unsere Antwort: Wir modifi­
zieren unsere Erklärung nicht' 
im Sinne des Präsidialamtes. 
Wir ergänzen sie jedoch, wie 
schon wiederholt, folgender­
maßen: 
Zwar: Wir haben während der 
ganzen Auseinandersetzung 
nie vorgehabt, die Zusammen­
arbeit mit den Studenten ein­
zustellen; wir halten . vielmehr 
auch jetzt noch Arbeitsge­
meinschaften ab, obgleich uns 
die Tutorentätfgkeit inzwischen 
im Rahmen des Professoren­
streiks untersagt worden ist. 
Aber: Die Zusammenarbeit mit 
dem für die Mikro-Veranstal­
tung zuständigen Ordinarius 
(Prof. Gäbler) haben wir auf­
grund seiner . Vorgehensweise 
tatsächlich eingestellt. Wir 
sin.d w;tS allerdings darüber im 
klaI;~n, <laß di~se unsere Auf-, 
kündigung der Zusammenar­
beit im Moment eher symboli­
schen Charakter hat; da ja be­
kanntlich die Ordinarien strei­
ken ... 
Begründung für unsere Ant­
wort: Die Androhung und der 
Einsatz von Strafanzeigen zur 
Unterdrückung von Diskussio-' 
nen ist unerträglich. Wir kön­
nen nicht einfach zusehen, wie 
elementare demokratische 
Rechte mit Füßen getreten 
werden und durch die ' Hoch­
schullehrermehrheit des ' FB2 
der systematische Versuch' ge­
macht wird, die Studierenden 
einzuschüchtern, damit über­
holte Lehrinhalte und -metho­
den und autoritäre Kommuni­
ka tionsstrukturen aufrechter­
halten. bleibeil. 

(Fortsetzung auf Seite 7) 
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• • • Auseinandersetzung 
(Fortsetzung von Seite 6) 
In diesem Punkt befinden wir 
uns in Übereinstimmung mit 
dem Dekan des FB 2, Prof. 
Fleischmann : Er tritt in einer 
öffentlichen Erklärung für die 
Möglichkeit vorbehaltloser 
Kritik ein und merkt bedau­
ernd an, daß "Fähigkeit und 
Mut zu Kritik nur unzurei­
chend gefördert wird -, und 
daß die Herrschenden bestrebt 
sind, unbequeme Kritik in ' 
Grenzen zu halten." (17. 1. 1974) 
Wir ergänzen: Die Einstellung 
des Lehrbetriebs im wirt­
schafts-wissenschaftlichen 
Grundstadium, die Abs.chaf­
fung der fachlichen Selbstän­
digkeit der Tutoren, die Beru­
fungspolitik, die Strafanzeigen, 
die fristlosen Kündigungen 
etc. sind die Mittel der Herr­
schenden im FB 2. 

Kündigung 
durch den Präsidenten 
Der Inhalt dieser Erklärung 
erschien dem Präsidenten 
nicht als ausreichend und er 
entschied, daß die sechs Mikro­
Tutoren fristlos zu kündigen 
seien. 
Am Nachmittag des 25.1. 1974 
fand eine Tutoren-Vollver­
sammlung statt. Dabei unter­
schrieben 193 Personen eine 
Resolution, die mit der eben zi­
tierten Erklärung der sechs 
entlassenen Tutoren überein­
stimmte. 
Am 28.1. wurde den Unter­
zeichnern der ersten Tutoren­
Resolution (54) in einem Brief 
des Präsidenten die rechtliche 
Beurteilung der SituatiOn aus 
seiner Sicht dargelegt: 
... Sie drohen damit an, Ihren 
Dienstvertrag nicht weiter er­
füllen zu wollen, wenn Straf­
anzeigen gegen Studenten ge­
stellt oder Tutoren entlassen 
würden. Ich mache Sie darauf 
aufmerksam, daß weder das 
eine noch das andere Sie be­
rechtigen würde, die Zusam-:­
menarbeit mit dem Hochschul­
lehrer einzustellen, dem Sie 
zugeteil t sind. Gemäß dem von 
Ihnen unterzeichneten Dienst· 
vertrag erfüllen Sie Ihre Auf­
gaben als Tutor nur, wenn Sie 
" unter fachlicher Anleitung 

bestand versuchter Nötigung. 
Sie versuchen, die betreffen­
den Hochschullehrer durch 
Druck zum Verzicht auf Straf­
anzeigen zu nötigen. Es ist aber 
das selbstverständliche Recht 
jedes Universitätsmitgliedes, 
sich auch innerhalb des Lehr­
und Forschungsbetriebes, ge­
gen Rechtsbrüche durch An­
zeigen zur Wehr zu setzen. 
Eine Strafanzeige ist rechtmä­
ßig, so lange sie nicht den Tat­
bestand einer falschen An­
schuldigung erfüllt. Zur Klar­
stellung weise ich ferner dar­
auf hin, daß sich die Strafan­
drohung nicht gegen nur "dis:­
kutierende Studenten" richtet, 
wie Sie in Ihrer Resolution 
schreiben. In allen strafrecht­
lich relevanten Fällen wurde 
vielmehr bewußt versucht, die 

Lehrveranstaltung, zu verhin­
dern oder gegen den Willen des 
Hochschullehrers umzufunk­
tionieren. 
Ich gehe davon aus, daß TImen 
die oben dargelegte rechtliche 
Beurteilung Ihres Verhaltens 
nicht völlig klar gewesen ist. 
Daher fordere ich Sie auf, die 
in Ihrer Resolution enthalte­
nen Drohungen ausdrücklich 
zurückzunehmen, bzw. Ihre 
Unterschrift von der Resolu­
tion zurückzuziehen. Ich gebe 
Ihnen Gelegenheit, mir eine 
entsprechende schriftliche Er­
klärung bis Freitag, den 1. Fe­
bruar 1974, 12.00 Uhr, zukom­
men zu lassen. Sollte diese bis 
dahin nicht ,bei mir eingetrof­
fen sein, so sehe ich mich ge­
zwungen, auch Ihnen fristlos 
zu kündigen. 

Eine Lösung bahnt sich an 
Am Freitag gegen 12.00 Uhr er­
schienen etwa '20 Tutoreri und 
überbrachten eine neue Erklä­
rung. Diese wurde zum Gegen­
stand einer sich anschließen­
den Diskussion zwischen der 
Uni-Spitze und den Oberbrin..,. 
gern, an ' der auch ' Prof. 
Fleischmann teilnahm. 
Zur Einleitung erklärte der 
Präsident, warum ihm die Re­
solution vom 22.1. 1974 empöre 
und er ihr so große Bede\.ltung 
zumesse. Sie zeige nämlich, 
daß eine beträchtliche Anzahl 
von Mitgliedern dieser Univer­
sität den Eindruck habe, es 
bestehe -in gewissem Umfang 
ein rechtsfreier Raum an der 
Hochschule. 
Er als Präsident könne es aber 
nicht zulassen, daß Hochschul­
lehrer unter Druck gesetzt 
weraen, damit .sie auf Rechte ' 
verzichten, die ihnen wie je­
dem Staatsbürger selbstver­
ständlich zustehen. 
Die neue Erklärung sei für ihn 
nicht akzeptabel, weil q,ie Tu­
toren von den in der Resolu­
tion vom 22.1. 1974 enthaltenen 
Drohungen nur zum Teil abge­
rückt seien. Es , stehe immer 
noch die Drohung im Raum, 
die Zusammenarbeit mit Hoch­
schullehrern einzustellen, so­
f&n diese gegen "diskutieren­
de Studenten" Strafanzeigen 
erstatten. 

gegenüber wurde von der 
Rechtsabteilung darauf 'hinge­
wiesen. daß bislang erst zwei 
Strafanzeigen erstattet worden 
seien. Diese richteten sich ge­
gen Studenten. die die Vorle­
simg von Prof. Engels dadurch 
verhinderten, daß sie mittels 
Megaphon vom 'Podium herab 
Reden hielten. Prof. Gäbler 
habe keine Strafanzeige erstat­
tet, obwohl die Störungen sei­
ner Lehrveranstaltung keines­
wegs von der harmlosen Art 
waren. 
Sodann wurde über konkrete 
Erklärungstexte diskutiert. 
Der 'Präsident unterbreitete 
folgenden Vorschlag: 
"Wir beabsichtigen mit unse­
rer Erklärung, vom 22.1. 1974, 
unsere Auffassung zu einem 
aktuellen hochschulpolitischen 
Konflikt zu äußern. 
Wir beabsichtigen nicht, damit 
die betreffenden Hochschul­
lehrer widerrechtlich zu nöti­
gen (wie uns fälschlicherwefse' 
unterstellt worden ist)." 
Er stieß damit jedoch nicht auf 
spohtane Zustimmung. 
Prof. Fleischmann schlug vor, 
den vorletzten Satz der Erklä­
rung vom 31. 1. 1974 durch fol­
genden zu ersetzen: 
"Wie die Mikro-Tutoren sehen 
auch wir die Basis für eine Zu­
sammenarbeit mit Hochschul­
lehrern in Frage gestellt, die 
mit Strafanzeigen gegen diskU­
tierende Studenten vorgehen." 
Dazu erklärte der Präsident, 
selbst mit dieser Änderung sei 
die Erklärung für ihn nicht ak­
zeptabel 
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Tutoren-Statistil{ 
Fachbereich 

1 Rechtswissenschaft 
2 Wirtschaftswissenschaften 
3 Gesellschaftswissenschaften 
~ Erziehungswissenschaften 
5 Psychologie 
6 Religionswissenschaften 
7 Philosophie 
8 Geschichtswissenschaften 
9 Klass. Phil. und Kunst 

10 Neuere Philologien 

akade- studen­
mische tische 

Tutoren Tutoren 

7 9 
34 31 
37 112 
21 120 

2 

21 

1 
6 38 

Gesamt 

16 
65 

149 
141 

2 

1 
44 

11 Ost- u . außereurop. Sprachen 
12 Mathematik 3 1 4 

13 13 Physik 
14 Chemie 
15 Biochemie und Pharmazie 
16 Biologie 
17 Geowissenschaften 
18 Geographie 
19 Humanmedizin 

Tutoren insgesamt 

Stand: 1. Januar 1974 

Von Herrn Plein. einem der 
entlassenen Tutoren, kam fol­
gender Vorschlag: 

"Aus den Pflichten eines Tu­
tors ist es nicht herleitbar, un­
tertäniger Nachvollzieher der 
ex cathedra vorgetragenen 
Standpunkte zu sein und bei 
studentischer Kritik dem 
Hochschullehrer vorbehaltlos 
zuzustimmen. Es muß ihm je-' 
derzeit die Möglichkeit gege­
ben sein, sich mit den Studen­
ten zu solidarisieren. Mit unse­
ret Solidarisierung war und ist 
nicht beabsichtigt, Hochschul­
lehrer zu nötigen, " 

Die Tutoren schlossen die Mög­
lichkeit einer Einigung nicht 
aus, erklärten aber, die neuen 
Vorschläge_ müßten auf einer 
Vollversammlung besp.rochen 
werden. 

Daraufhin legte der Präsident 
nach Rücksprache mit der 
Rechtsabteilung folgende Vor­
gehungsweise fest: Er werde 
vorsorglich kündigen. Dazu sei 
er gezwungen, um den Termin 
für eine fristlose Kündigung 
einhalten zu können. Er werde 
sich aber gleichzeitig zur 
Rücknahme der Kündigung 
verpflichten für den Fall, daß 
eine befriedigende Erklärung 
abgegeben werde. Sollten sich 
die sechs bereits entlassenen 
Tutoren dieser Regelung an­
schließen, so solle auch ihr Ar­
beitsverhältnis fortgesetzt 
werden. Im übrigen werde er 
das Geschehene nicht zum An-

6 7 

2 5 
2 3 
1 15 

122 362 

7 
5 

16 

484 

laß nehmen, die Wiederbe­
schäftigung der Tutoren im 
Sommersemester 1974, abzuleh­
nen, wenn es zu einer Einigung 
gekommen sei. 
Am Montag, dem 4. 2. 1974, WUT­

fand ein Gespräch statt zwi- , 
schen Präsident Kantzenbach 
und dem Juristen Prof. Simitis, 
an dem auch Prof. Krupp, 
Kanzler v. Thümen, sein Stell­
vertreter Sttobel und ein Ju­
rist der Rechtsabteilung teil­
nahmen. Prof. Simitis teilte 
mit, es bestehe bei den Tutoren 
die Tendenz, den Vorschlag des 
Präsidenten zu akzeptieren. Er 
jedenfalls habe dazu 'geraten. 
Am Montag, dem 4. 2.1974 wur­
den die Kündigungen mit ei­
nem Erklärungsmuster, das 
den zitierten Kantzetibach­
V-Orschlag zum Inhalt hatte, 
abgesandt. 
Der Wortlaut des Kündigungs­
schreibens : 
"Vorsorglich kündige ich Ih­
nen fristlos aus den bekannten 
Gründen. Sollte jedoch bis zum 
8. Februar 1974 - 12.00 Uhr -
eine befriedigende Erklärung 
Ihrerseits, wie z. B. die beige­
fügte, hier eingegangen sein, 
werde ich die Kündigung zu­
rücknehmen und das Arbeits­
verhältnis mit Ihnen fortset­
zen." 
Nach beinahe zweistündiger 
heftiger Debatte entschieden 
sich am Abend die anwesenden 
Tutoren mit klarer Mehrheit 
dafür, die Erklärung zu unter­
schreiben. 

' und Aufsicht eines Mitgliedes 
des Lehrkörpers" diese Lehr­
veranstaltung ergänzen. Offi­
zielle Lehrveranstaltungen der 
Universität unter eigenverant­
wortlicher Leitung eines Tu­
tors kann es aufgrund von Er­
lassen des Hess. Kultusmini­
sters und Beschlüssen des 
Ständigen Ausschusses I nicht 
geben. (Dadurch wird jedoch 
die Bildung privater Arbeits­
gemeinschaften durch Studen­
ten selbstverständlich nicht 
b~h~ndert). 
Außerdem erfüllt Ihre Andro­
hung den strafrechtlichen Tat-

Darüber hinaus enthielte diese 
Erklärung neue Angriffe. Ins­
besondere würde darin be­
hauptet, der Präsident bezeich­
ne Fragen und Diskussionsbei­
träge als kriminelle Delikte, 
um zu verschleiern, daß die 
Entlassung der sechs Tutoren 
einen Angriff auf die Disk,9.ssi­
onsfreiheit überhaupt bedeute. 
Das Recht auf freie Meinungs-

, äußerung wurde selbstver­
ständlich niemandem beschnit­
ten, finde in einer Lehrveran­
staltung aber seine Grenze im 
Recht des Lehrenden auf Lehr­
freiheit. Die Kündigungen sei­
en ja nicht ausgesprochen bzw. 
angedroht worden wegen des 
Inhalts einer geäußerten A.uf­
fassung, sondern weil mit ei­
nem Verhalten gedroht wurde, 
das arbeitsrechtlich unzulässig 
sei. 

Medizin: Einer darf - sechs wollen 
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Im Verlauf der Diskussion leg­
ten die Beteiligten ihre Mei­
nungen ausführlich dar. Auf 
seiten der Tutoren kam ' insbe­
sondere zum Ausdruck, daß es 
ein Recht der Studenten auf 
Diskussion gebe, das durch den 
Hochschullehrer nicht einge­
schränkt werden könne. Wenn 
dieser Strafanzeigen androhe, 
sei er der Störer. Dagegen gelte 
es, sich zu wehren. Es wurde 
wiederholt die Auffassung ge­
äußert, die Uni-Spitze bzw. 
einzelne Hochschullehrer gin­
gen systematisch gegen Stu­
denten vor, die Diskussion 
über die Lehrveranstaltung 
oder bestimmte hochsChulpoli­
tische Themen äußerten. Dem-

Nur jeder sechste Bewerber 
für das Medizin-Studium wird 
im Sommersemester 1974 stu­
dieren können: erste Auswer-

Studiengang Kapazität 

Architektur 
Biochemie 28 
Biologie 224 
Chemie 978 
Lebensmittel-
chemie 66 
Medizin 2614 
Pharmazie 797 
Psychologie 470 
Tiermedizin 83 
Zahnmedizin 567 

tungen. der insgesamt 32780 
Anträge, die die Zentralstelle 
für die Vergabe von Studien­
plätzen (ZVS) bekanntgab, las­
sen erkennen, daß sich da.s 
Verhältnis von Studienplatz-

Angebot und studentischer 
Nachfrage gegenüber dem 
Winter semester 73/74 verbes­
sert (z. B. in Pharmazie), teil-

Bewerber Verhältnis 
SS '74/WS '73/74 

378 
96 1:3 1 ;5 

1041 1:4 1:2 
459 1:1 1:1 

201 1:3 1:2 
16822 1:6 1:5 
4933 1:6 1:9 
-3591 1:7 1:4 

623 1:7 1:2 
3386 1:6 1:7 

weise aber auch verschlechtert 
(z. B. Tiermedizin) hat. 
Eine Aufstellung macht dies 
deutlich. 
Zukünftige Chemiker haben 
demnaen wieder beste Zulas-

sungschancen: Alle Bewerber, 
-die den Studiengang Chemie 
an erster Stelle (Präferenz) 
genannt haben, dürften - wie 
zum Winters em ester 1973/74 
einen Studienplatz erhalten. 
Mehr als 300 Bewerber wähl­
ten den Studiengang Architek­
tur, obwohl diese Studienmög­
lichkeit überhaupt nicht ange­
boten wird. Sie müssen sich für 
ein anderes Studium entschei­
den. Bei den von der ZVS her­
ausgegebenen Zahlen handelt 
es sich um vorläufige Ergeb­
nisse, da die Datenbereinigung 
noch nicht abgeschlossen ist. 
Änderungen können sich daher 
noch ergeben. 
Inzwischen hat die Zentralstel­
le bereits 35000 Kontrollblät­
ter versandt. Die Bewerber ha­
ben damit die Möglichkeit, 
fehlerhafte und korrekturbe­
dürftige Angaben zu ändern. 
Zulässige Korrekturen können 
von der ZVS aber nur berück­
sichtigt werden, wenn das Kon­
trollblatt fristgerecht zurück­
gegeben wird. 
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ZWIschenfall auf"" ~-" ... ~, .,,, ~ .. ',"0' 

dem Universitätsgelände 

'wiedet zum Halipfp or't al 'liet-'" 
auskamen, bildete sich hier 
sofort eine Menschenansamm­
lung von etwa 30 Personen. 
Diese beschimpften die Polizi­
sten in übler Weise und rem­
pelten sie an. Dem Polizeiprä­
sidenten wurde angedroht: 
"Dich legen wir auch noch 
um". Dabei tat sich besonders 
ein leicht angetrunkener Mann . 
hervor, auf den die von dem 
überfallenen abgegebene Tä­
terbeschreibung zutraf. Der 
Polizeipräsident bat daher, die 
Personalien festzustellen. 

'wichtig, einige weitere Punkte 
zu erwähnen: 
1. Der alte Mann neige dazu, 
andere mit irrationalen Argu­
menten zu provozieren. Meist 
trete er unter einem falschen 
Namen auf und behaupte, Pro­
fessor zu sein. 
2. Der AStA-Vorsitzende und 
der Vorsitzende des Studen­
tenparlaments, die den Einsatz 
der Polizei von einem Fenster 
des Studentenhauses aus beob­
achteten, hatten den Eindruck, 
daß die Polizei mit nicht zuläs­
siger Gewaltanwendung vor­
ging. So sei beispielsweise ein 
unbeteiligtes Mädchen, das zu­
fälligerweise vor dem Studen­
tenhaus stand, von Polizisten 
geschlagen worden. 

Am Freitagabend der vergangenen Woche kam es zu einer hand­
greiflichen Auseinandersetzung auf dem Universitäts gelände, bei 
der ein etwa 70 Jahre alter Mann von drei Personen mittleren 
Alters angegriffen wurde. Da dieser Vorfall viel Aufsehen er­
regte und in den verschiedensten Variationen kolportiert wird, 
druckt "Uni-Report" hier eine Schilderung von Vizepräsident 
Prof. Hans-Jürgen Krupp ab. Er ist Leiter des Seminars für 
Sozialpolitik, in das 'der alte Mann flüchtete. Er sah sich gezwun­
gen, die Polizei zum Schutze des angegriffenen Mannes zu alar-
mieren. 

bäude flüchten. Die Täter ver­
barrikadierten nun das 'Semi­
:par für Sozialpolitik von au­
ßen, vermutlich, um den alten 
Mann am Verlassen der Räume 
zu hindern, bevor man weiter:e 
Kräfte zum Aufbrechen der 
Türen zur Verfügung hatte. 
Dem inzwischen herbeigerufe­
nen Kanzler der Universität 
gelang es zwar, mit Hilfe eines 

Am Abend des 1. 2. 1974 wurde Zusammenhang mit dem Poli-- Studenten die Barrikaden zu 
kurz vor 19 Uhr ein etwa zeieinsatz gegen den AStA be- öffnen und in das Seminar zu 
70jähriger Mann vor dem Uni.. teiligt habe. Auf die von ,ihm , kommen. Unmittelbar danach 
versitätsgebäude ' überfallen " vertretene Meinung hin, hätten wurden 'die Barrikaden jedoch 
und mißhandelt; der Überfäl-' ihm ' die Täter angedroht, daß wieder hergestellt. 

Der Versuch, den vermutlichen 
Täter festzunehmen, führte so­
fort zu einer Schlägerei, so daß 
die schon zurückgezogenen Po­
lizisten wieder herbeigeholt 
werden mußten. Da die Um­
stehenden sich ohne- weiteres 
Nachfragen sofort lffii t dem 
vermutlichen 'Täter -Hsolidari-

3. Der AStA hat.dies~n ~oli­
zeieinsatz zum Anlaß genom­
men, beim hessischen In;nen­
minister eine Dienstaufsichts­
beschwerde gegen den Polizei­
präsidenten Knut ,Müller ein­
zureichen. Wegen des Einsat­
zes unverhältnismäßiger poli­
zeilicher Gewaltmittel fordert 
er darin, den Polizeipräsiden­
ten seines Amtes zu entheben. 

, lene, eine auffallende Erschei- sie ihn zusammenschlagen In dieser Sihiahon 'beschloß 
nung mit weißem Bart und würden, wenn sie ihn im Dun- der Vizepräsident, um polizei­
Haar, ist vielen Studenten , keIn träfen. Diese Drohung lichen Schutz für den üb,err.al­

. dur;ch seine emotionalen politi- hatten die Täter nun wahrge":' lenen zu bitten. Etwa 30 Polizi-
,schen Gespräch, e und seine macht. Er bat den inzwischen sten kamen zum Haupteingang_ 

. ).Ylen,sa-Besuche bekannt. Bei dazugekommenen Vizepräsi- t b' d d 
den Tätern handelt es sich denten der Universität, auf ei- des Haup ge au es, wur en 

aber wieder zurückgezogen, als 
wahrscheinlich. umPerson,~n., . , nen Po~izeieinsatz , zu seinem sich-zeigie, ,,,daß die ,Täter sich 
die sich im', Studentenhaus auf- Schutze zu verzichten. Dieses inzwischen .zuriickgezogen hat-
hielten, aber nicht Studenten sei seine ,Angelegenheit; er ten. Die' leitenden Polizeibeam­
der Universität sind. Der alte wolle nicht weiter~ Personen ten, unter "ihnen Polizeipräsi-
Mar::n. flücl:~tet~ in das Haupt- hineinziehen.. Der l Vizeprä~i- dent Müller und Polizeidirek-
gebaud.e : bIS .n~ den 1. Stock, ' dent fol~te dIeser BItte, bat Je- tor Vogel, räumten die Barri­
w.1:lrde.hIeFbel Jedoch v.on ~n ,. do~hJ d.lE:. noc~ a,nwesend~n . " k~deri' ~eg< Und ' nahmen den 
Tatern verfolgt und w~lter U.mve~sItc:tsbedIensteten, dIe Überfallenen unter ihren 
~ißhandelt. E~ fand .schhe~.., ,Sltuab?,n.Im Auge zu behalten, Schutz. Es wurde beschlossen, 
hch. Zufl.u~ht 1m Semmar fur um notlgenfalls dem alten die Polizei so schnell wie mög­
SozIalpoht~k, wo noch a~we- Mann zu helfen. lieh wieder zurückzuziehen. 
sende BedIenstete der Umver- Der Versuch des Mannes, das Als der überfallene der Vize­
~sität die T~r hinter ihm ver- Universitä,tshauptgebäude zu 'präsident der kanzier weitere 

"sierten, gelang es ihnen, ihn' zu 
befreierl, bevor die übrigen ' Po-
1izisten eingetroffen waren. 
Der erneute Versuch, des ver-­
mutlichen Täters habhaft zu 
werden, blieb ohne- Erfolg, da 
'die -Polizei eine Ausweitung 
der entstehenden Schlägereien 
vermeiden wollte. Die Polizei 
zog über Gräfstraße und Ro-' 
be.rt-Mayer-Straße ab, hierbei 
'gefolgt von einer schnell an­
wachsenden Menschenmenge. 
DC! eine Ausweitung des Kon­
flikts nicht auszuschließen 
war, forderte die Polizei. Was­
serwerfer an, die kurz vor der 
Abfahrt der Polizei eintrafen, 
jedoch nicht mehr eingesetzt 
werden mußten. 

* 
Unabhängig von den Einzel­
heiten, des Vorfalls und der 
Person des überfallenen Man­
nes hält es der Vizepräsident 
für ein "erschreckendes" Zei­
chen, daß sich die Mehrheit der 
Anwesenden ohne Kenntnis 
der Sachlage in völlig unkriti­
scher Weise mit den vermutli­
chen Tätern solidarisierte, als 
einer von ihnen festgenommen 
werden sollte. Prof. Krupp: 

* schlossen. . verlassen, scheiterte. Er wurde Bedienst~te der U~iversität 
Der überfallene berichtete, sofort wieder angegriffen und und die leitenden Polizeibeam­
daß er sich an Diskussionen im mußte erneut in das Hauptge- ten nach wenigen Minuten 

Ohne den Vorfall rechtfertigen 
zu wollen, hält der AStA es für 

"Solidarisierung mit Schlä­
gern, die alte Männer überfal­
len, l1ützt niemanden, höch­
stens der Reaktion." 

Wissenschaftliche Grafikerin sucht Stellung an der 
Universität. 
Abschluß 1973 (Designer grad.) an der Fachhochschule 
Wiesbaden nach 9semestrigem und naturwissenschaft-
lichem Studium. ' ' 
Ich biete Kenntnisse in: 

ANFERTIGEN VON VORLESUNGSTAFELN, 
ILLUSTRATIONEN, AUSSTELLUNGEN, 
MIKROSKOPISCHEN ZEICHNUNGEN, 
TYPOGRAFIE, FOTOGRAFIE. 

Derzeitige Stellung mit obengenannten Tätikeitsmerk­
malen im humanmedizinischen Bereich. 
Angebote-ar"- -R. -Nietsche;-6 "Frankfurt/lVi, Friedricht­
Wilhelm-von-Steuben'-Straße 90, B. 45. 

Am Seminar für Judaistik der Universität Frankfurt 
am Main ist ab 1. April 1974 oder 1. Oktober 1974 die 
Stelle eines Wissenschaftlichen Bediensteten mit der 
Funktion eines 

LEKTORSFVR 
HEBRÄISCH UND ARAMÄISCH 
ODER FÜR 
HEBRÄISCH UND JÜDISCH-SPANISCH 
(LADINO) 

zu besetzen (Vergütung nach BAT II a). 
Aufgabenbereich: Erteilung, des hebräischen Sprach­
unterrichts (Alt-, Mittel- und Neuhebräisch) sowie 
Aramäisch, Mitarbeit an den wissenschaftlichen Arbei­
ten des Seminars. 
Besonders erwünscht wäre ein Bewerber, der in der 
Lage ist, Ladino zu unterrichten und an der Forschung 
auf diesem Gebiet (Geschichte und Literatur der Juden 
in Spanien) interessiert ist. Bei einem solchen Bewer­
ber könnte von einer Qualifikation auf aramaistischem 
Gebiet abgesehen werden. 
Qualifikation: Abgeschlossenes judaistisches Hoch­
schulstudium. Bei Nachweis entsprechender Qualifika­
tion können auch Bewerber mit einem abgeschlossenen 
Hochschulstudium in den Fächern semitische Philo­
logie oder alttestamentliche Exegese berüCksichtigt 
werden. 
Bei einem Lektor für Ladino kommt auch ein roma-" 
nistischer Studienabschluß mit entsprechenden He­
bräischkenntnissen in Frage. 
Bewerbungen sind zu richten an Prof. Dr. A. Goldberg, 
Seminar für Judaistik, 6, Frankfurt am Main, Post­
stelle der Universität (Senckenberganlage 31). 

Am Institut für' Psychologie (FB 5) ist die SteHe einer 
SEKRETÄRIN 

ab sofort zu besetzen. 
Erwartet werden gute Schreibmaschinen- und Steno­
graphiekenntnisse sowie die Fähigkeit zur selbstän­
digen Erledigung organisatorischer Aufgaben, die recht 
vielseitiger Art sind, und nicht zuletzt auch einen in­
tensi veren Pu blikumskon takt einschließen. 
Weitere Informationen über Telefon 7982518. Bewer­
bungen sind zu richten an: Institut für Psychologie der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität, 6 Frtnkfurt am 
Main, Kettenhofweg 128. 

Im Fachbereich Rechtswissenschaft ist zum 1. April 
1974 die Stelle einer 

SEKRETÄRIN (BAT VIb) 
zu besetzen. Bitte rufen Sie uns unter 798/3616 an 
odep.. . ~Bden · ,Sie" !Il'lre Bewerbung J 'mit den übHchen 
Un.terlagen ,bis- ,gu!in. 7. Mä>rZ""1974! 'an Prof:" Dr. UlriCh 
Loewenheim, Fachbereich 1, Senckenberganlage 31. 

Für den Leiter der "Zentralen Datenverarbeitung" 
suchen wir eine 

STUDENTIN 
zur Allshilfe (stundenweise) als Schreibkraft (Steno­
typistin). Gute Schreibmaschinen- und Stenokennt­
nisse (nicht unbedingt Voraussetzung) sind erforder­
lich. 
Interessenten wollen sich bitte bei dem Leiter der ZDV, 
Herrn Sanader, Senckenberganlage 31, Erdgeschoß, 
Telefon 7 98 28 32, melden. 

Am Pharmakognostischen Institut ist zum 1. März 1974 
die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BA T H a) zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Mitarbeit in der Lehre (übungen und 
Seminare sowie Betreuung von kleinen Arbeitsgrup­
pen im Rahmen der Praktika "Pharmazeutische Bio­
logie H" und "Pharmazeutische Biologie III"), in der 
Forschung und bei der Institutsverwaltung. 
Einstellungsvoraussetzungen: Der Bewerber muß Apo­
theker sein und die Absicht haben, über ein Spezial­
problem der Pharmazeutischen Biologie wissenschaft­
lich zu arbeiten. In Betracht kommen Bewerber, die 
bereits auf den genannten Gebieten 'tätig waren oder 
ihr Interesse an dem Fach durch überdurchschnittliche 
Leistungen während ihrer Ausbildung belegen können. 
Schriftliche Bewerbungen sind bis zum 20. Februar 
1974 zu richten an Prof. Dr. Georg Schneider, Pharma-
kognostisches Institut. ' 

Ab 1. September 1974 sind folgende Stellen an der 
Technischen Hochschule Darmstadt zu besetzen: 
im Fach Evangelische Theologie die Stelle eines 

AKADEMISCHEN RATES / OBERRATES 
'(A 13/14) 

(Kenn-Nummer 7 R/74) und im Fach Katholische 
Theologie die Stelle eines 

AKADEMISCHEN RATES /OBERRATES 
(A 13/14) 

(Kenn-Nummer 8 R/74). 
Aufgabenbereich: Beteiligung an der Ausbildung von 
Gewerbelehramtsstudenten in den Wahlfächern Evan­
gelischer und Katholischer Religion gemäß HUG § 45. 
Qualifikationsmerkmale: Eine mit der Promotion ab­
geschlossene Ausbildung in Evangelischer bzw. Katho­
lischer Theologie. Pädagogische Erfahrungen sind 
wünschenswert. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind .bip 
1. Aptil 1974 zu richten an den Präsidenten der Tech­
nischen Hochschule, 61 Darmstadt, Alexanderstraße 14. 

In unsere~ Abteilung Z~ntrale Datenverarbeitung sind 
folgende Stellen baldmöglichst zu besetzen: 

1 EDV-ORGANISATOR 
1 ANWENDUNGSPROGRAMMIERER 
1 SYSTEMPROGRAMMIERER 

Aufgaben: 
,,., ~': .. 

- Entwicklung eines HIS -(Hochschulinformations­
systems) 

- Neukonzeption und die programmtechnische Reali­
sierung der Verwaltungsaufgaben wie z. B.: Stu­
dentenverwaltung, Lohn und Gehalt, Telefon­
abrechnung etc. 

- Systemprogrammierung, -generierung und Ver­
waltung der Systembibliothek 

- Auswahl, Entwurf und Einführung von Daten­
banken 

- Umstellung des jetzigen IBM-Systems 360/25 auf 
370/125 DOS/VS. 

Voraussetzungen: 
Nach Möglichkeit abgeschlossenes Hochschulstudium 
und langjährige EDV-Erfahrungen in der Organisation 
und Programmierung (COBOL und ASSEMBLER, 
En tscheid ungsta bellen technik). 
Den künftigen Mitarbeitern wird eine abwechslungs­
reiche und eigenverantwortliche Tätigkeit geboten; 
dazu angenehmes Betriebsklima, krisenfester Arbeits­
platz und die üblichen sozialen Leistungen im öffent­
lichen Dienst. 
Die Vergütung erfolgt bei Erfüllung der Voraussetzun­
gen nach BAT II a. 
Weitere Informationen über Herrn San ader, Telefon 
0611 /798 - 2832. Bewerbungsunterlagen sind zu rich­
ten an den Kanzler der J ohann Wolfgang Goethe­
Universität, 6 Frankfurt am Main, Schumannstraße 58. 

Im Fachbereich Biologie der Universität Frankfurt am 
Main ist im Bereich Zoologie die Stelle eines 

TECHNISCHEN ANGESTELLTEN (BAT VIb) 
zu besetzen. , , 

Aufgabenbereich: Zeichnerische Darstellung von Ver­
suchsaufbauten, Versuchsergebnissen und Anfertigung 
von Lernmaterial (Wandtafeln). 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 1. März 1974 zu richten an den Dekan des Fach­
bereichs Biologte der Universität Frankfurt am Main, 
Siesmayerstraße 70. 

In der Arbeitsstelle 4 (Mediendidaktik und Lehrtech­
nologie des Didaktischen Zentrums der Universität 
Frankfurt ist die Stelle eines 

TECHNISCHEN MITARBEITERS 
zu besetzen. Vergütung nach BAT Vb. 
Gesucht wird ein Fernseh- und Videotechniker, der 
mindestens die Gesellenprüfung abgelegt hat und 
einige Jahre Technikererfahrung besitzt. 
Der Bewerber sollte für kooperatives Arbeiten aufge-
schlossen sein. , 
Bewe:r:bungen werden erbeten 'an den GesChäftsfüh- ,-; 
renden Direktor des Didaktischen Zentrums, 6 Frank­
furt am Main, Sophienstraße 1-3. 
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